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Zweck der Schrift. 


Niemals hat das deutſche Vaterland eine Zeit geſehen, 


Er wo eine unbefangene und ernfte Prüfung des Weſens der ver— 


ſchiedenen Staatsformen und ihres Einfluſſes auf das Wohl 
oder Wehe der Völker, ſo dringendes, ſo unabweisliches Be— 
dürfniß geweſen wäre, als heute. Die abſolute Monarchie 
iſt fortan außer Frage; ſie iſt unwiederbringlich zu Grabe ge— 
gangen. Aber deſto unentſchiedener iſt der Kampf zwiſchen der 
beſchränkten, verfaſſungsmäßigen Monarchie und 
der Republik, als den beiden einzigen Staatsformen, von de— 
nen überhaupt von nun an in civiliſirten Ländern die Rede fein 
kann. Vor wenigen Monaten noch verlohnte es ſich kaum der 
Mühe, die Frage, welcher von dieſen beiden Verfaſſungsformen 
der Vorzug gebühre, näher zu durchdenken; wenigſtens gehörte 
ſie damals nur dem Gebiete der Theorien an. Aber die großen, 
völlig beiſpielloſen Ereigniſſe, die der Genius der Menſchheit 
ſeitdem wie durch Zauberſchlag hervorgerufen hat, machen ſie 
heute zur dringenden, praktiſchen Lebensfrage, und gewiß giebt 
es in Deutſchland keinen denkenden Kopf, dem ſie ſich nicht 
mit dem Ungeſtüm einer ſolchen aufgedrängt hätte. Aber eben 
darum, weil ſie eine Lebensfrage geworden iſt, weil ſich 
ein unmittelbares, heißes, praktiſches Intereſſe an fie knüpft, 
wird ſie von den Meiſten wohl nicht mehr ruhig und unbe— 


fangen genug behandelt. Vorurtheil, Intereſſe und politiſche 
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Weeidenſchaft (oft die unbändigſte von allen) ſcheinen ſich ihrer 


bemächtigt zu haben, und wo dieſe Dämonen im Spiele ſind, 
da wird es der Wahrheit ſelten leicht, ſich Bahn zu bre— 


Zechen. Auch find die Ereigniſſe fo unverſehens und mit fo 


überwältigender Raſchheit hereingebrochen, daß ſelbſt über die 
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beſten Köpfe eine Art von Betäubung kam, und daß ihnen 
wenig Zeit zu ruhigem Nachdenken blieb, beſonders wenn ſie 
durch ihre Stellung berufen waren, unmittelbar handelnd 
einzugreifen. 

Möge es unter dieſen Umſtänden einem Manne in reifem 
Lebensalter, der die Wiedergeburt Deutſchlands zwar aus der 
Ferne, aber mit der warmen und vollen Theilnahme eines 
treugebliebenen Sohnes beobachtet, verſtattet ſeyn, dem denken— 
den Theile des geliebten Heimathlandes einige Betrachtungen 
über die oben erwähnte Frage vorzulegen. Er iſt ſich vollkom— 
men bewußt, daß es mit ruhiger Unbefangenheit geſchieht, und 
zwar um ſo mehr, da keine Art von perſönlichem Intereſſe 
für ihn auf dem Spiele ſteht, und da er durch die Entfernung 
ſeines Wohnortes ſelbſt denjenigen Einflüſſen entrückt iſt, welche 
aus dem perſönlichen Umgang und Verkehr mit Denen, welche 
unmittelbar betheiligt ſind, zu entſpringen pflegen, ſo daß er 
weder in Gefahr war, ſich an dem Enthuſtasmus Gleichgeſinnter 
über die Gebühr zu entzünden, noch durch Widerſpruchsgeiſt 
gegen Anderſtdenkende ſich von dem Weg der Wahrheit zu ent— 
fernen. Es ſei ihm erlaubt hinzuzufügen, daß ſeine Anſichten 
nicht bloß theoretifchen Urſprungs find, ſondern auch in dem 
feſten Boden praktiſcher und perſönlicher Erfahrung wurzeln, 
indem er die eine Hälfte feines Mannesalters unter conſtitu⸗ 
tionell-monarchiſchen, die andere unter republikaniſchen Staats— 
formen verlebt hat, und ſonach in den Stand geſetzt war, 
Beide nicht bloß in ihrem Prinzip, ſondern auch in ihren ein— 
zelnen und allgemeinen Wirkungen reiflich zu beobachten. 

Um Misverſtand zu verhüten, glaubt der Verfaſſer aug- 
drücklich bemerken zu müſſen, daß er ſich durchaus kein beſtimm— 
tes Urtheil anmaaßt über die Frage, ob, unter den Ber 
hältniſſen der Gegenwart, die conſtitutionell-monarchi— 
ſche oder die republikaniſche Staatsform für Deutſchland, oder 
für einzelne Theile Deutſchlands, die paſſendere ſei; — ob 
Volk und Verhältniſſe reif ſeien für diejenige Staatsform, 
die man an und für ſich als die beſſere erkenntz — ob die 
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Umſtände ihrer Einführung keine unüberſteigliche Hinderniſſe 
in den Weg legen; — und endlich (was ſtets von allen Par— 
theien als die Hauptſache anerkannt werden ſollte) ob die 
entſchiedene Mehrheit des Volkes für die eine oder für die 
andere Staatsform geſtimmt ſei. Dies alles ſind faktiſche 
Fragen, deren Wichtigkeit und Schwierigkeit unverkennbar iſt, 
und die der Verfaſſer dahin geſtellt ſein läßt, weil ihre Lö— 
jung die genaueſte Kenntniß und Abwägung aller faktiſchen 
Verhältniſſe der Gegenwart vorausſetzt, eine Kenntniß, die 
ihm nicht zu Gebote ſteht. Sein Wunſch iſt blos, etwas zur 
Beleuchtung des theoretiſchen und praktiſchen Werthes jener 
beiden Staatsformen an und für ſich beizutragen und wo mög— 
lich vorgefaßte Meinungen durch ruhige Prüfung und einen 
feſten Blick auf die Inſtitution ſelbſt zu beſeitigen, oder doch 
zu weiterm, gründlicherm Nachdenken hinzulenken. Für Deutſch— 
land iſt ein neues Zeitalter eingetreten; ein Zeitalter aber ge— 
ſtaltet ſich nicht in einigen Tagen, auch nicht in einigen Jah— 
ren, und was jetzt geſchieht iſt bloß der Anfang des Anfangs, 
— ein Verſuch, der mit taſtender Hand und bebendem Her— 
zen gemacht wird. Daher kann jede Beſtrebung, über eine 
oder die andere der großen Zeitfragen Licht zu verbreiten, 
für die Zukunft Deutſchlands von praktiſchem Werthe ſeyn, 
wenn ſie es auch nicht für die Gegenwart ſeyn ſollte. 

Nach dieſen kurzen Vorbemerkungen gehen wir zu den 
Betrachtungen über, die wir in Bezug auf die Eingangs an— 
geregte Frage unſern Leſern vorzulegen wünſchen. Dieſe Be— 
trachtungen ſollen nichts weniger als eine umfaſſende Abhand— 
lung über die beiden erwähnten Staatsformen ſeyn, — dazu 
wäre ein bändereiches Werk erforderlich; ſie ſollen nur einige 
wenige, aber weſentliche, vielleicht entſcheidende Punkte be— 
rühren und beleuchten. 
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§. 2. 
Was iſt Nepublik? 


Da Verſtändigung durch nichts ſo ſehr erſchwert zu wer— 
den pflegt, als durch Unbeſtimmtheit der Begriffe, ſo wird es 
nöthig ſeym vor Allem auszuſprechen, was wir unter Monar⸗ 
chie und Republik verſtehen. In der That ſind, wenn wir 
nicht ſehr irren, die Begriffe in dieſer Beziehung bei Vielen 
äußerſt ſchwankend, und dies iſt um ſo weniger zu verwun⸗ 
dern, da die Namen Monarchie und Republik, die Sache ſelbſt 
nur ſehr unvollkommen bezeichnen. Denn auch in der Repu⸗ 
blik kann ein Einziger Staatsoberhaupt ſeyn, und auch in 
der Monarchie iſt ein Geſammtweſen — res publica. 

Ganz beſonders aber erfordert die Unpartheilichkeit eine 
nähere Begriffsbeſtimmung im Intereſſe der Republik. Was 
eine conſtitutionelle Monarchie ſei, das weiß ſo ziemlich Je— 
dermann, der ſich überhaupt um ſolche Dinge kümmert, da 
dieſe Staatsform in Deutſchland ſchon ſeit längerer Zeit ein— 
heimiſch iſt. Wird aber das Wort Republik ausgeſprochen, 
ſo ſchwebt den Meiſten ein ſehr unbeſtimmtes, verwirrtes, 
mitunter geſpenſtiſches Bild vor. Der Eine denkt dabei ſo— 
gleich an die Republiken des Alterthums, mit allen ihren 
Thorheiten, Ungerechtigkeiten, und innern Kämpfen; dem An— 
dern fällt die Schweiz ein, mit ihrer Zerſtückelung, ihrer Ohn⸗ 
macht gegen außen und ihrer ewigen „Wirren“ im Innern. 
Vor beiden ſteigt dann unfehlbar, wie ein blutiger und dro— 
hender Dämon, die franzöſiſche Republik von 1793 auf, mit 
ihrem Wahnſinn und ihren Guillotinen. An die Republik der 
Vereinigten Staaten, auf die man doch vor Allem den 
Blick heften ſollte, denkt Niemand, — oder wer an ſie denkt, 
kennt ſie zu wenig, um durch die Betrachtung dieſes Vor— 
bildes ſeine Ideen aufzuklären und ſeine Angſt zu beſchwichtigen. 
Mit einem Worte, die verfaſſungsmäßige Monarchie hat in 
Deutſchland, im Allgemeinen wenigſtens, das Vorurtheil für 
ſich, — die Republik hat es gegen ſich. Es iſt daher nicht 
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mehr als recht und billig, daß vor dem Richterſtuhle der ge— 
ſunden Vernunft und der öffentlichen Meinung, vor welchen 
wir Beide laden, das Gleichgewicht zwiſchen ihnen durch ſchär— 
fere Begriffsbeſtimmung und durch nähere und unbefangene 
Vergleichung wieder hergeſtellt werde. 

Wir erkennen da eine Republik, wo folgende drei Er— 
forderniſſe zuſammentreffen, nämlich: 

1) Volksſouveränität. 

2) Ein Staatsoberhaupt, das weder erblich noch lebens— 
länglich iſt. 

3) Verantwortlichkeit des Staatsoberhauptes. 

Wo dieſe drei Dinge, oder auch nur das eine oder das 
andere derſelben fehlen, da iſt keine echte Republik, mögen 
auch ſonſt die Einrichtungen des Staates einen noch ſo frei— 
ſinnigen Anſchein haben; — wo ſie vorhanden ſind, da iſt 
Republik, wäre auch die dem zeitweiligen und verantwortlichen 
Staatsoberhaupte verliehene Gewalt noch ſo ſtark, ja ſtärker 
als die des conſtitutionellen Monarchen. 


8 
Volksſouveränität. 


Man hüte ſich vor Allem, unter Volksſouveränität die 
unmittelbare Herrſchaft des Volkes zu verſtehen. Vor 
dieſer bewahre der Himmel gnädig jede menſchliche Geſell— 
ſchaft; denn ſie iſt ohne Frage die verderblichſte und ungereim— 
teſte aller Staatsformen. Eine weiſe Verwaltung der Staats— 
angelegenheiten und eine richtige Entſcheidung der großen Fra— 
gen die ſich daran knüpfen, erfordern viele Zeit, Anſtrengung 
und Geſchäftskunde, ein tiefes und anhaltendes Studium aller 
Verhältniſſe, die umfaſſendſten Kenntniſſe im Fach der Staats— 
wirthſchaft, der Geſetzgebung, der Geſchichte, der geſammten 
äußern Angelegenheiten und Beziehungen des Staates, endlich 
die größte, kaltblütigſte Beſonnenheit und Leidenſchaftloſigkeit; 
— und alle dieſe Erforderniſſe ſind um ſo unabweislicher, je 
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civiliſirter das Zeitalter iſt, und je mannigfacher ſonach die 
innern und äußern Beziehungen und Verwickelungen der Staats⸗ 
angelegenheiten ſind. Daß nun das Volk in Maſſe zur 
Führung einer ſolchen Staatsverwaltung, fo wie zur Feſtſtel— 
lung der Geſetze auf welchen ſie beruhen muß, durchaus unfähig 
ſei, ſofern von ſeinem unmittelbaren, direkten Eingreifen dabei 
die Rede iſt, das verſteht ſich in der That ſo ſehr von ſelbſt, 
daß Niemand der es redlich meint, und der nicht als 
Volksſchmeichler ſein Privatintereſſe verfolgt, es beſtreiten 
kann. Denn es fehlt der Menge abſolut an allen jenen we— 
ſentlichen Erforderniſſen: an Zeit — (wobei allenfalls nur der 
ſchlechtere Theil der Menge, die Müßiggänger, auszunehmen 
wären) — an Bildung, an Kenntniſſen, an Geſchäftsübung, und 
vor Allem an ruhiger Beſonnenheit. Wo trotz dem das Volk 
unmitelbar in die Verwaltung des Staates eingreift, und 
die wichtigſten Fragen der Politik, Geſetzgebung und Finanz— 
verwaltung ſelbſt verhandelt und entſcheidet, — mit einem Worte, 
wo Ochlokratie herrſcht, wie einſt in Rom und Athen, — da 
kann es nicht fehlen, daß entweder Unverſtand, Vorurtheil, Miß⸗ 
gunſt und wilde Leidenſchaft die Oberhand gewinnen, oder daß 
ſich das Volk im Gefühl feiner Unfähigkeit, irgend einem ges 
wandten und beredten Demagogen in die Arme wirft, der es 
dann nach Gutdünken lenkt und ausbeutet. Dann muß frei⸗ 
lich ein Stand der Dinge eintreten, ähnlich Dem, welchen 
der Biograph des Atheniſchen Feldherrn Chabrias ſo treffend 
mit den Worten andeutet: „Omnes fere principes libenter 
aberant Athenis; quod tantum se ab invidia putabant 
abfuturos, quantum a conspectu suorum recessissent.“ *) 
Dann werden Greuel der Ungerechtigkeit, wie die Verurtheil— 
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*) Zu deutſch: „Faſt alle großen Männer Athens lebten gern ent⸗ 
fernt von der Vaterſtadt, weil fie glaubten, daß das einzige 
Mittel, der ungerechten Mißgunſt ihrer Mitbürger auszuweichen, 
darin beſtehe, ihnen ſo weit als möglich aus den Augen zu ge— 
hen.“ 
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ungen eines Miltiades, eines Ariſtides, eines Sokrates u. ſ. w. 
möglich. Dann wird jene Aeußerung des edeln aber ſtrengen 
Phocion begreiflich, der, als er einſt zur Volksverſammlung 
ſprach und ungewohnterweiſe lauten Beifall erhielt, ſich ver— 
wundert gegen einen Freund umwandte und ihn fragte, ob ihm 
vielleicht eine Dummheit entſchlüpft ſei? Dann wird „wie es 
ſo oft auf dem römiſchen Forum geſchah, anſtatt der Worte 
und der Gründe, das Schwerdt und der Knüttel die wichtig— 
ſten Staatsfragen entſcheiden. 

Die Republik verlangt Volks ſouveränität; aber fie 
verſteht darunter nichts als die Anerkennung des doppelten 
Grundſatzes: 1) daß alle Staatseinrichtungen und die ganze 
Verwaltung des Staates ausſchließ lich dem Wohle des 
Volkes, und nicht etwa, ganz oder theilweiſe, dem Intereſſe 
irgend einer Dynaſtie, irgend eines regierenden Hauſes gewid— 
met ſeien; und 2) daß der Wille des Volkes — (oder der 
Mehrheit des Volkes) — auf geſetzliche Weiſe ausgeſpro— 
chen, für die Einrichtung und Verwaltung des Staates Maaß 
und Ziel geben müſſe. 

Liegt nun in dieſem doppelten Grundſatze irgend etwas 
vernunftwidriges? Oder iſt er vielleicht, in praktiſcher Be— 
ziehung, gefährlich, oder unausführbar? 

Die erſte Frage umſtändlich behandeln zu wollen, wäre 
faſt kindiſch. Daß Volks wohl und Volks wille die weſent— 
lichſten Grundlagen eines vernunftgemäßen Staates bilden 
müſſen, wenn die Sache ſich ausführen läßt ohne ſtets die 
Hauptzwecke des Staates, Recht, Sicherheit, Ordnung und 
Friede auf das Spiel zu ſetzen, iſt ſo völlig evident in ſich 
ſelbſt, daß es nur vou Dem in Zweifel gezogen werden könnte, 
der es wagen wollte, die angeborene Würde des Menſchen 
als ein freies, ſelbſtſtändiges Vernunftweſen zu beſtreiten, und 
die Völker als Mittel und nicht als Zweck anzuſehen. 

Aber iſt nicht die praktiſche Anwendung des Prinzips zu 
gefährlich? Iſt ſie nicht unvereinbar mit einem feſten und ge— 
ſetzlichen Rechtszuſtande? 
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Gäbe es keinen andern Weg zur praktiſchen Ausübung der 
Volksſouveränität, als unmittelbares Eingreifen der Maſſen 
in die Staatsangelegenheiten durch lärmende, ſtürmiſche Volks— 
verſammlungen, ſo würden wir genöthigt ſeyn, ſie ohne Wei— 
teres aufzugeben; denn die Tyrannei und der Unfinn einficht- 
loſer und aufgeregter Volksmaſſen überſteigt bei Weitem jede 
andere Tyrannei und jeden andern Unſinn. Selbſt die That— 
ſache, daß mehrere Republiken des Alterthums, namentlich 
Athen und Rom, trotz des ochlokratiſchen Unfuges der ſie ent— 
ſtellte und zerrüttete, doch ſo viel Großes und Schönes leiſte— 
ten, indem Athen in Kriegsruhm wie in Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft, und Rom wenigſtens in der erſtern Beziehung die höchſte 
Stufe erſtieg, kann uns in unſerer Anſicht nicht irre machen. 
Denn in Athen war es offenbar nicht die unmittelbare Volks⸗ 
herrſchaft (die ja auch an vielen andern Orten eingeführt war ohne 
ähnliche Reſultate hervorzubringen), welche dieſe Stadt zur 
Siegerin über die Perſer und zur Wiege der Künſte und Wiſ— 
ſenſchaften machte, ſondern andere günſtige Verhältniſſe, die 
theils auf den glücklichen Naturanlagen des Volksſtammes, 
theils auf den Vorzügen des Klima's, der Lage des Landes 
und andern zufälligen Umſtänden beruhten. Rom aber wurde 
groß durch die wunderbar conſequente Weisheit feines Sena- 
tes, durch den kriegeriſchen Geiſt des ganzen Volkes, durch 
die vortreffliche Einrichtung ſeines Heerweſens und durch eine 
beiſpielloſe Reihenfolge großer Männer, die das Schickſal ihm 
gewährte.“) Die Geſchichte dieſer beiden Republiken beweist 
daher blos, daß da wo Freiheit herrſcht, trotz aller ochlokra— 
tiſchen Hinderniſſe und Greuel dennoch Großes ſich entwickeln 
kann. Sie ſpricht für das republikaniſche Prinzip, kei⸗ 
neswegs für das ochlokratiſche, — welches letztere viel- 
mehr als die Quelle faſt aller Abſcheulichkeiten erſcheint, die 
jene Geſchichte beflecken. 


*) Man ſehe Montesquieu’s treffliches Werk: „Considérations sur 
les causes de la grandeur des Romains et de leur decadence.“ 


ia ME 


Allein die beſſere Einficht neuerer Zeiten hat das Mittel 
gefunden, den Grundſatz der Volksſouveränität in feiner Aus— 
führung von allem Dem zu befreien, was ihn für geſetzliche 
Ordnung und Sicherheit gefährlich machen kann, — das Mit— 
tel, den Grundſatz in ſeiner ganzen Kraft und Wirkſamkeit 
beſtehen zu laſſen und zugleich jeden ochlokratiſchen Unfug ab— 
zuſchneiden. Dieſes große, unſchätzbare Mittel heißt Ver— 
tretung (Repräſentation.) 


Sue, 
Volksvertretung. Wahlſtufen. Inſtruktionen. 

Die Volksvertretung beſteht darin, daß das Volk, anſtatt 
ſich ſelbſt in Maſſe zu verſammeln und die großen Staatsfra— 
gen direkt zu verhandeln und zu entſcheiden, aus ſeiner Mitte 
Männer ſeines Vertrauens wählt, denen es die Ausübung 
ſeiner Souveränität überträgt, d. h. die es beauftragt, ſich zu 
verſammeln, gemeinſam zu berathſchlagen, die zu entſcheiden— 
den Angelegenheiten ruhig zu prüfen, ſich gegenſeitig durch 
Mittheilung ihrer Anſichten und Gründe aufzuklären und dann 
nach ihrer, aus allen dieſen Elementen hervorgegangenen Ueber— 
zeugung zu entſcheiden. Warum wir ſo umſtändlich definiren, 
wird ſich weiter unten zeigen. 

Da das Prinzip der Volksvertretung allen Vorwürfen 
und Einwendungen begegnen ſoll, die man mit Recht der un— 
mittelbaren Ausübung der Souveränität von Seiten des Vol— 
kes entgegenhält, ſo müſſen wir ſie näher in's Auge faſſen und 
in einige ihrer weſentlichſten Conſequenzen verfolgen. 

Frägt man zuerſt, welches die Scheidelinie ſey, wo die 
direkte Ausübung der Souveränität von Seiten des Volkes 
aufhören und die Vertretung anfangen müſſe, ſo antworten 
wir unbedenklich: die Vertretung muß da anfangen, wo das 
Volk aufhört mit voller Einſicht und Sachkenntniß 
handeln zu können. Dieſer Satz iſt fo logiſch und ein— 
fach, daß ein ernſtlicher Einwand dagegen kaum denkbar iſt, 
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und daß der eraltirtefte Demokrat ihn zugeben muß, — es 
wäre denn, daß er behaupten wollte, es bedürfe keiner Ein— 
ſicht und keiner Sachkenntniß, um in öffentlichen Angelegen— 
heiten weiſe zu entſcheiden. Wir trauen dem Mann aus dem 
Volke, wenn er auch ohne wiſſenſchaftliche Bildung und beſon— 
dere Geſchäftskunde iſt, im Durchſchnitt geſunden Sinn, guten 
Willen und richtiges Urtheil im Bereiche ſeiner Einſicht 
zu, und finden dieſe Vorausſetzung durch eine lange perſönliche 
Erfahrung vielfach beſtätigt. Es iſt daher recht und billig, 
daß die Volksſouveränität inſoweit unmittelbar ausgeübt 
werde, als dieſer geſunde Sinn und dieſes richtige Urtheil 
reichen können, aber nicht weiter; ſonſt ſtehen wir ſogleich an 
der Gränzſcheide des Mißbrauchs und des Unſinnes. 

Von dieſem Satze aus gehen wir nun ſpeciell zu der 
wichtigen und vielbeſtrittenen Frage über, ob in der echten 
Republik das Wahlrecht ein allgemeines, und ob es in 
allen Fällen ein unmittelbares ſeyn ſolle, d. h. ob jeder 
einzelne Stimmberechtigte direkt für die Beſetzung der höch— 
ſten Staatsämter, ja für die Ernennung des Staatsoberhaup— 
tes ſelbſt zu ſtimmen habe, oder ob es beſſer ſei, daß die 
Wahl durch eine oder mehrere Abſtufungen (Wahlſtufen, Wahl⸗ 
momente) gehe? | 

Wir tragen kein Bedenken zu ſagen, daß in der echten 
Republik jeder volljährige Staatsbürger ſtimmberechtigt ſeyn 
müſſe. Denn im Begriff der Volksſouveränität liegt nothwen⸗ 
dig, daß jedem Staatsbürger ein gleicher Antheil an der Aus— 
übung derſelben gebühre, und daß dieſe Ausübung nicht von 
der Bedingung eines gewiſſen Beſitzes oder von Standesver— 
hältniſſen abhängen dürfe. Eine Beſchränkung des Stimmrechts 
kann nur da mit Recht eintreten, wo beſondere faktiſche Um— 
ſtände die ſtärkſte Vermuthung begründen, entweder daß eine 
geiſtige Unfähigkeit dazu obwalte, wie bei Minderjährigen und 
Verrückten, oder daß die Unabhängigkeit der Geſinnung fehle, 
wie bei Perſonen, welche Almoſen empfangen und allenfalls 
auch bei häuslichen Dienſtboten, oder endlich, wo die bürger⸗ 
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liche Ehre geſetzlich aufgehoben iſt, wie bei verurtheilten Ver— 
brechern. 

Aber ſoll das Stimmrecht in allen Fällen ein unmittel— 
bares ſeyn, oder ſoll es durch Wahlſtufen gehen? Man 
kann dieſe Frage noch beſſer ſo ſtellen: ſoll auch im Wahlge⸗ 
ſchäfte Vertretung Statt finden, oder nicht? 

Daß das Wahlgeſchäft von unendlicher Wichtigkeit für 
das Wohl oder Wehe des Staates, ja der Grundpfeiler jeder 
republikaniſchen oder überhaupt verfaſſungsmäßigen Staatsord— 
nung ſei, iſt unverkennbar. Daß es daher nur da ſeinem ho⸗ 
hen Zweck entſprechen könne, wo es gut ausgeübt wird, und 
im entgegengeſetzten Falle großes Unheil zur Folge haben müſſe, 
läßt ſich ebenſo wenig beſtreiten. Wir beantworten daher die 
Frage unbedenklich, indem wir den bereits weiter oben ausge⸗ 
ſprochenen Satz wiederholen: „die Vertretung muß da 
anfangen, wo die Einfiht und Sachkenntniß der 
Menge aufhört,“ und indem wir dieſen Satz auch auf das 
Wahlrecht anwenden. Die Wahl muß ſonach eine unmittel— 
bare ſeyn in allen Fällen wo anzunehmen iſt, daß jeder 
Stimmberechtigte fähig ſey, ſowohl die Pflichten des Amtes, 
welches zu beſetzen iſt, und die Kenntniſſe und Fähigkeiten, 
die zu deſſen Führung gehören, als auch die Perſon des Can— 
didaten und deſſen Eigenſchaften gehörig zu kennen und zu be⸗ 
urtheilen; ſie darf dagegen nur eine mittelbare ſeyn, und 
das Prinzip der Vertretung durch Wahlſtufen muß Platz 
greifen, ſobald dieſe Vorausſetzung wegfällt. 

Nehmen wir beiſpielsweiſe einen Staat an, deſſen Ge— 
biet in Gemeinden, Bezirke und Gauen (Kreiſe) einge⸗ 
theilt wäre; deſſen Verwaltung ſonach, dieſer Eintheilung ge— 
mäß, außer den oberſten Behörden des Staates, auf Gemeinde— 
Bezirks- und Gaubehörden beruhte. In einem ſolchen Staate 
würden wir den ſtimmberechtigten Maſſen das Recht geben, 
inſoweit direkt zu ſtimmen, als von Angelegenheiten der 
Gemeinden und Bezirke und von Beſetzung der darauf 
bezüglichen Aemter die Rede wäre. Denn es darf angenom— 
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men werden, daß jeder Stimmberechtigte, ſelbſt der ungebil⸗ 
dete, wenn es ihm nur überhaupt Ernſt mit der Sache iſt, 
im Stande ſey, ſich mit den Angelegenheiten ſeiner Gemeinde 
und ſeines Bezirkes, ſowie mit den Fähigkeiten und Geſinnun⸗ 
gen der Perſonen, welche ſich um Gemeinde- oder Bezirksäm⸗ 
ter melden, hinlänglich bekannt zu machen, um mit Verſtand, 
Einſicht und Sachkenntniß ſtimmen zu können. Für die Ange⸗ 
legenheiten des Gaues und des ganzen Staates hingegen 
würden wir ihm blos das Recht verleihen, Wahlmänner 
(Vertreter im Wahlgeſchäfte) zu erwählen, welche ſich ſodann 
zu verſammeln hätten, um die Beamten des Gaues, die Volks— 
vertreter bei der allgemeinen Nationalverſammlung, das Staats⸗ 
oberhaupt, und die ſonſtigen der Geſammtverwaltung angehö— 
rigen Staatsbeamten, deren Ernennung durch Wahl geſchehen 
ſoll, zu erwählen. Wir ſind dieſer Anſicht, weil es uns voll⸗ 
kommen evident ſcheint, das die Menge über Dinge und Per— 
ſonen, die außer ihrem Geſichtskreiſe liegen, kein gehöriges 
Urtheil hat noch haben kann; daß ſie in ſolchen Fällen nur 
zu beurtheilen vermag, welcher unter den einſichtsvollern Män⸗ 
nern, die ſie kennt, ihr Vertrauen genugſam verdiene um ihm 
die Vollmacht zu ertheilen, nach beſſerer Prüfung und gemein⸗ 


ſam mit andern Wahlmännern die“ Wahl zu vollziehen, mit 


andern Worten, die Menge im Wahlgeſchäfte zu vertreten, 
wie ſie bei der Geſetzgebung und andern höhern Staatsge⸗ 
ſchäften vertreten werden muß. Weicht man hievon ab, — 
giebt man direktes Stimmrecht da, wo der Stimmende kein 
gehöriges Urtheil über Dinge und Perſonen hat noch haben 
kann, ſo tritt unausbleiblich folgende Alternative ein. Entwe⸗ 
der wird alsdann das Stimmgeben, wenn der Stimmende 
wenigſtens ſeine Unabhängigkeit behaupten will, zu einem Akte 
der Unvernunft, zu einem Tappen im Dunkeln; oder, was 
bei weitem häufiger und bei weitem ſchlimmer iſt, der Stim⸗ 
mende folgt blindlings den Eingebungen und Vorſpiegelungen 
irgend eines ränkeſüchtigen oder beredten Demagogen, oder ſei⸗ 
ner Agenten. In beiden Fällen aber iſt das Staatswohl, das 
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nur da wahrhaft gedeihen kann, wo Vernunft und Wahrheit 
die Leitſterne ſind, weſentlich gefährdet. 

Der Verfaſſer dieſer Betrachtungen lebt in einer Republik, 
wo allgemeines Stimmrecht gilt, und wo die Wahl der Staats— 
beamten theils eine direkte iſt, theils durch eine Wahlſtufe 
geht. Der Präſident der Vereinigten Staaten nämlich wird 
nicht direkt, ſondern durch Wahlmänner, welche das Volk er— 
wählt hat, ernannt; und ebenſo geht die Wahl der Senatoren 
der Vereinigten Staaten durch eine Zwiſchenſtufe, indem ſie 
durch die geſetzgebenden Körper der einzelnen Staaten, die 
ihrerſeits aus direkten Wahlen hervorgehen, ernannt werden. 
Alle übrigen Staatsbeamten, als Gouverneure, Volksvertreter 
bei dem Congreſſe, Repräſentanten und Senatoren der einzel— 
nen Staaten des Bundes, — ja in manchen Staaten ſogar 
die Miniſter und die höheren Juſtizbeamten, werden durch di— 
rekte Abſtimmung des Volkes erwählt. Der Verfaſſer hatte 
daher ſeit 12 Jahren (ſo lange ſchon lebt er in den Vereinig— 
ten Staaten) Gelegenheit genug, die erwähnten Wahlarten 
auch in ihrer praktiſchen Anwendung und in ihren Wir— 
kungen zu beobachten, und er trägt kein Bedenken zu ſagen 
daß ſelbſt hier, wo doch politiſche Aufklärung und Sinn für 
öffentliches Wirken mehr im Volke verbreitet ſind, als in den 
meiſten andern Ländern, unter fünfzig Stimmgebenden kaum 
Einer iſt, der vollkommen weiß was er thut, ſobald der Ge— 
genſtand der Abſtimmung über den gewöhnlichen Geſichtskreis 
der Menge hinausgeht. Man kann ſich daher auch denken, 
welchen großen Spielraum hier die politiſchen Ränkemacher 
haben, und wie leicht es ihnen wird die Stimmgeber zu blen— 
den und zu verführen. Zwar erſcheinen die Uebel, welche hie— 
raus entſpringen, in den Vereinigten Staaten weniger groß 
und auffallend, theils weil die allgemeine Verfaſſung dieſes 
großartigen Bundes ſo vortrefflich iſt, daß ſie ein mächtiges 
Gegengewicht bildet; theils weil beſonders glückliche Verhält— 
niſſe, die mit der Verfaſſung nichts gemein haben, jene Uebel 
mindern. Dahin rechnen wir beſonders die unermeßliche Aus— 
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dehnung eines fruchtbaren Gebietes und die noch dünne Be⸗ 
völkerung dieſes Gebietes, die ſonach gefährlichen Reibungen 
und Zuſammenſtößen weit weniger ausgeſetzt iſt, als eine dicht 
zuſammengedrängte Bevölkerung; ſodann den hochwichtigen Um— 
ſtand, daß das ſo äußerſt gefährliche Element des Proletariats 
in den Vereinigten Staaten bis jetzt nicht vorhanden iſt. In 
den europäiſchen Ländern, in Deutſchland und Frankreich bee 
ſonders, iſt dies Alles ganz anderſt. Dort würde daher auch 
ſicherlich ein unbeſchränktes und für alle Fälle direktes 
Stimmrecht alle die bittern Früchte tragen, die der Natur der 
Sache nach da nicht ausbleiben können, wo die wichtigſten 
Wahlen dem Unverſtand, oder dem Einfluß ehrſüchtiger Des 
magogen anheim fallen. 

Dieſe übeln Folgen werden ſelbſt dann eintreten, wenn 
auch die Wahlhandlung ſelbſt nicht in offenen, wilden, oder 
gar blutigen Tumult ausartet. Aber auch die Gefahr ſolcher 
Tumulte iſt offenbar da größer, wo die Wahl eine direkte 
iſt, weil hier zahlreichere Maſſen ſich verſammeln und die Auf⸗ 
regung in dieſen Maſſen natürlich weit größer iſt, wenn ihre 
Abſtimmung die Wahl definitiv entſcheidet, als wenn ſie blos 
Wahlmänner ernennen, die dann erſt die definitive Wahl vor⸗ 
zunehmen haben. In Ländern, wo das proletariſche Element 
ſtark iſt, ſcheint uns dieſer Unterſchied beſonders wichtig zu 
ſeyn. 

Man pflegt einzuwenden, daß bei einer Wahl, die durch 
Vertreter vorgenommen wird, Beſtechung und andere unges 
bührliche Einflüſſe mehr zu fürchten ſeien, als bei einer direk— 
ten Volkswahl. Wir ſind durchaus entgegengeſetzter Meinung. 
Denn was zuerſt die Gefahr der Beſtechung betrifft, ſo ſcheint 
ſie uns in ſehr geringem Grade vorhanden zu ſeyn bei Män⸗ 
nern, die ſchon aus einer Wahl hervorgegangen, alſo Männer 
des Volksvertrauens find, und daher muthmaßlich durch Un⸗ 
abhängigkeit, Charakter und Einſicht hervorragen. Zudem 
kann man nicht im Voraus wiſſen, auf wen dieſe Wahl fal⸗ 
len wird; folglich kann die Beſtechung wenig Vorbereitungen 
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treffen, und wenn man fie völlig unmöglich machen will, fo 
bedarf es nur der Beſtimmung, daß die erwählten Vertreter 
unmittelbar nach der Urwahl zuſammentreten müſſen, 
um die definitive Wahl vorzunehmen, ſo daß kein Zwiſchen— 
raum für Beſtechungsverſuche bleibt. Ueberdies zeigt das Bei— 
ſpiel der engliſchen Parlamentswahlen, wie wenig das Sy⸗ 
ſtem der direkten Wahlen eine genügende Bürgſchaft gegen 
die Gefahr der Beſtechung gewährt. Auch iſt klar, daß alle 
übrigen ungebührlichen Einwirkungen, die eine Wahl misleiten 
können, bei verſammelten Volksmaſſen, wo Unverftand, Man⸗ 
gel an Sachkenntniß, Leidenſchaft, Vorurtheil und Leichtſinn 
ſo großen Spielraum haben, weit leichter Zutritt finden, als 
in einer Verſammlung auserwählter, einſichtsvoller, mit dem 
öffentlichen Vertrauen beehrter Männer, die ſich gewiß nicht 
ſo leicht dazu hinreißen laſſen, an dieſem Vertrauen Verrath 
zu begehen. | 

Wir haben als unzweifelhaften Grundſatz aufgeſtellt, daß 
Volkſouveränität, an und für ſich betrachtet, ein unbe- 
ſtreitbares Recht jeder Nation ſei. Wenn es uns nun außer⸗ 
dem gelungen iſt zu zeigen, daß dieſes heilige Recht auch ge— 
fahrlos für geſetzliche Ordnung und Sicherheit ſeyn kann, 
wenn es richtig verſtanden und in ſeiner Ausübung durch weiſe 
Einrichtungen, namentlich durch ein conſequent durchgeführtes 
Syſtem der Vertretung, gehörig geregelt und beſchränkt 
wird, ſo muß der Volksſouveränität unabweislich der Vorzug 
vor der Souveränität eines Einzelnen zugeſprochen werden. 
Denn für die Letztere bleibt alsdann kein Schatten von Rechts⸗ 
grund mehr übrig, ſobald die Verleihung von Gottes 
Gnaden wegfällt. Und dieſes Trugbild iſt ja, nachdem ſeyn 
Heiligenſchein ſchon längſt im Lichte fortſchreitender Aufklärung 
abgeblichen war, in den Gewittern, durch welche der Zeitgeiſt 
neuerlich ſeine Macht verkündete, unwiederbringlich erloſchen. 

Aber wir warnen nochmals vor Uebermaaß. Denn alles 
Gute entartet durch Uebertreibung, am meiſten das demokratiſche 

Hilgard, Monarchie u. Republik. 2 


Prinzip, — und was iſt ſchrecklicher, 1 eine ausgeartete 
Demokratie? 

Da hier von der Ausartung demokratiſcher Grundſätze 
die Rede iſt, ſo dürfen wir einen Misbrauch nicht unberührt 
laſſen, der ſich häufig geltend zu machen ſucht, und der mit 
geſunden Anſichten über Volksvertretung in eben ſo auffallen⸗ 
dem Widerſpruche ſteht, als er in ſeinen Folgen verderblich 
iſt. Wir meinen die Behauptung, daß der Volksvertreter 
verpflichtet ſei, ſich an ſogenannte Inſtruktionen von Sei⸗ 
ten ſeiner Stimmgeber zu binden. Dieſe Lehre hat im er⸗ 
ſten Augenblick etwas Täuſchendes, indem man gern das Amt 
eines Volksvertreters mit dem eines Privatbevollmächtigten 
vergleicht, ſo wenig auch dieſe Analogie paßt, und ſie findet 
um ſo leichter Eingang, weil ſie etwas Schmeichelhaftes für 
die Volkseitelkeit hat und das Prinzip der Volksſouveränität 
zu verſtärken ſcheint, während ſie es nur verunſtaltet und das 
heilſame und nöthige Syſtem der Volksvertretung der That 
nach zur unmittelbaren Volksherrſchaft zurückführt. 

Die Nothwendigkeit der Volksvertretung überhaupt beruht, 
wie wir bereits geſagt haben, auf der Ueberzeugung, daß 
das Volk, als Maſſe, unfähig ſei zur Geſetzgebung und zur 
Entſcheidung der höhern Staats angelegenheiten, weil es ihm 
an der hiezu nöthigen Einſicht, Kenntniß und Ruhe gebricht. 
Es wählt daher Vertreter, deren Aufgabe nothwendig iſt und 
ſeyn muß, gemeinſam zu berathſchlagen, die zu gebenden Ge⸗ 
ſetze oder zu entſcheidenden Angelegenheiten und darauf bezüg⸗ 
lichen Thatſachen und Dokumente ruhig zu prüfen, ſich einan⸗ 
der gegenſeitig durch Austauſch ihrer Anſichten und Gründe 
aufzuklären, und dann nach ihrer, aus allen dieſen Elementen 
hervorgegangenen freien Ueberzeugung zu entſcheiden. Wäre 
nun der Volksvertreter an Inſtruktionen gebunden, die er, 
ſei es gleich bei der Wahl, ſei es ſpäterhin, von ſeinen Stimm⸗ 
gebern empfängt, ſo iſt klar, daß dieſe die Entſcheidung ge— 
ben würden, und daß ſomit das Repräſentativ-Syſtem wieder 
in Ochlokratie ausarten würde. Wozu die Verſammlung, 
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wozu die Berathſchlagung der Valksvertreter, wenn ihre 
Entſcheidung ſchon im Voraus durch eine Inſtruktion beſtimmt 
iſt, — wenn das geſchieht, was grade durch die Volksvertre— 
tung vermieden werden ſoll? Die Berathungen der Volksver— 
treter würden dann eine leere, nichtsſagende Comödie, und 
der Volksvertreter ſelbſt eine bloße Maſchine ſeyn, die gegen 
beſſere Ueberzeugung, ja gegen den Sinn des Amtseides ſtim— 
men müßte, und die eben ſo gut durch Einſendung eines Vo— 
tums von Seiten der Volksmaſſen erſetzt werden könnte. 

Ein zweiter entſcheidender Gegengrund liegt darin, daß 
jeder Volksvertreter nicht bloß Vertreter des Diſtrikts, der ihn 
gewählt hat, ſondern des ganzen Volkes iſt; daß er ſich da— 
her auch nicht nach den Inſtruktionen der Stimmgeber dieſes 
Diſtriktes, ſondern nach Gründen beſtimmen muß, die dem 
Wohl des Ganzen entſprechen. 

Auch iſt klar, daß die Zulaſſung bindender Inſtruktionen 
ein ſeltſames und verderbliches Schwanken in der politiſchen 
Rolle des Volksvertreters zur Folge haben würde. Denn hät— 
ten die Stimmgeber das Recht, ſolche Inſtruktionen zu geben, 
ſo müßten ſie auch berechtigt ſeyn, ſie zu verändern; und ſo 
würde der Volksvertreter, je nachdem in feinem Wahldiſtrikte 
die politiſchen Mehrheiten wechſelten, ſtets auch ſeine Ten— 
denz ändern müſſen und zu einer würdeloſen Drahtpuppe her— 
abſinken. 

Dazu kommt noch — (und dieſer Geſichtspunkt iſt höchſt 
weſentlich) — daß ſolche Inſtruktionen ihrer Form und Ent— 
ſtehungsart nach nie ein legaler Akt ſind, noch ſeyn können, 
es wäre denn, daß das Geſetz ſelbſt das Verfahren vorſchriebe, 
nach welchem ſie zu Stande gebracht werden müßten; woraus 
von ſelbſt folgt, daß fie nie, wenigſtens nie auf eine zuver— 
läßige und legale Weiſe, den wirklichen Willen der Comitten— 
ten ausdrücken. Gewöhnlich ſind ſie nichts als das Ergebniß 
irgend einer auf's Gradewohl zuſammengebrachten, unregelmä— 
ßigen und oft wenig zahlreichen Verſammlung, die ſich durch 
die Stimmung des Augenblickes, durch dieſes oder jenes Vor— 
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urtheil, durch dieſen oder jenen Demagogen leiten läßt. Das 
her iſt auch nicht zu verwundern, daß dieſer grobe Irrthum 
hauptſächlich von politiſchen Ränkeſchmieden begünſtigt und 
fortgepflanzt wird; denn ſie finden in deſſen Anwendung den 
weiteſten Spielraum für ihr unruhiges und verderbliches Treiben. 

Das Reſultat aller dieſer Betrachtungen tft, daß ein Volks— 
vertreter, der ſeine Stellung richtig erkennt und ſeine Würde 
behaupten will, die Inſtruktionen, welche man für gut ſindet 
ihm zu ertheilen, zwar im Allgemeinen beachten muß, wie 
Alles, was mehr oder weniger als Stimme der öffentlichen 
Meinung erſcheint: daß er ſie aber nur dann zu befolgen 
hat, wenn fie mit feiner eignen Ueberzeugung in Uebereinſtim⸗ 
mung ſind, und daß er ihnen nie ſeine beſſere Einſicht und 
ſein Gewiſſen zum Opfer bringen darf. 

In dieſem Sinne ſpricht ſich denn auch der Entwurf der 
neuen Verfaſſung der franzöſiſchen Republik aus, indem er je— 
des „mandat imperatif“ für den Volksvertreter ausdrücklich 
verbietet, und wir halten dieſe Beſtimmung für eine der weis 
ſeſten des Entwurfes. Die Verfaſſung der Vereinigten Staa⸗ 
ten ſchweigt über dieſen Punkt, und dieſes Schweigen hat 
die unſelige Folge gehabt, daß in dieſem Lande viele Ultra⸗ 
demokraten und auch viele wohlgeſinnte Männer, denen es aber 
in dieſer Hinſicht an tieferer Einſicht gebricht, die bindende 
Kraft ſolcher Inſtruktionen verfechten; ja wir müſſen mit 
ſchmerzlichem Bedauern hinzufügen, daß viele Volksvertreter 
ſich dieſem Irrthume hingeben, oder, wenn ſie ihn auch als 
Irrthum erkennen, ihm dennoch huldigen, weil ſie fürchten, 
im entgegengeſetzten Falle die Volksgunſt zu verlieren. Wir 
beſorgen durchaus nicht, daß die Erwähnung dieſer Thatſache 
im Geiſt vernünftiger Männer als ein gutes Argument zu 
Gunſten einer ſolchen Ketzerei erſcheinen könnte. Vielmehr be⸗ 
weißt ſie nur, daß auch in dieſem vielgeprieſenen Lande bei 
weitem nicht Alles vollkommen iſt, und daß auch hier die 
Männer ſelten ſind, deren Charaktere den Gipfel politiſcher 
Trefflichkeit erreicht haben, d. h. die den Vorurtheilen der 
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Menge zu trotzen wagen, und die ihre Popularität auf's Spiel 
ſetzen, um ihrem Gewiſſen und ihrer Ueberzeugung treu zu 
bleiben. 

Die erwähnte Thatſache zeigt zugleich, daß die Verfaſ— 
ſungsurkunde dieſen Punkt nicht mit Stillſchweigen übergehen 
und lediglich der Theorie überlaffen darf; fie muß, wie es die 
franzöſiſche Verfaſſungsurkunde thut, ausdrücklich erklären, 
daß der Volksvertreter von ſolchen Inſtruktionen unabhängig 
ſei. Sonſt iſt ſeine Stellung nicht gehörig beſtimmt, und der 
in den Vereinigten Staaten aufgekommene Misbrauch beweist, 
wie leicht er, trotz ſeiner Abſurdität, auch in andern Ländern 
ſich einſchleichen könnte, wenn das Geſetz darüber ſchwiege. 
Auch iſt ein ausdrückliches Verbot nöthig, um den Volksvertre— 
ter, der unabhängig handelt, vor ungerechtem Groll und Mis— 
deutung von Seiten der Menge zu ſchützen und dadurch auch 
ſeinen Muth in gewiſſenhafter Erfüllung ſeiner hohen Pflichten 
zu ſtärken. 

Soviel über Volksſouveränität und Volks ver— 
tretung. 


—— 


. 
Erblichkeit der oberſten Staatsgewalt. 


Schon auf den erſten Blick ſcheint der Begriff der Wolks— 
ſouveränität mit dem der Erblichkeit irgend eines 
Theiles der Staatsgewalt im vollkommenſten und auffallendſten 
Widerſpruch zu ſtehen. Denn wenn alle öffentliche Gewalt 
im Staate, kraft der Volksſouveränität, den Willen und das 
Intereſſe des Volkes zur Urquelle hat, wie ſollte dieſe Gewalt 
ganz oder theilweiſe, irgend einer Familie ausſchließlich ange— 
hören und als Erbgut auf die Mitglieder dieſer Familie von 
Geſchlecht zu Geſchlecht übergehen können? Nichtsdeſtoweniger 
hat man dieſe feindlichen Prinzipien zu vereinigen und ein 
Syſtem zu begründen geſucht, in welchem Beide friedlich Hand 
in Hand gehen ſollen. Dieſes Syſtem nennt man verfaſ— 
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ſungsmäßige Monarchie, oder auch nach dem Wort 
eines Mannes, der ein trefflicher Patriot aber kein tiefer Po⸗ 
litiker war, aun trone entouré dinstitutiones républi- 
caines.» *) 

Die wichtigſten Gründe, welche für dieſes Syſtem ange⸗ 
führt zu werden pflegen, ſind folgende: 

1) Daſſelbe ſteht nicht in abſolutem und nothwendigem Wi⸗ 
derſpruch mit dem Begriff der Volksſouveränität. Denn 
wenn das ſouveräne Volk es zur Begründung ſeines 
Glückes und ſeiner Ruhe für beſſer hält, die Staatsge⸗ 
walt, ganz oder theilweiſe, einer Familie erblich zu ver⸗ 
leihen, ſo iſt dieſe Einrichtung eben auch nur wieder ein 

Akt und Ausfluß ſouveräner Macht. 

2) Es giebt Gründe, welche die Erblichkeit rathſam machen. 
Dahin gehört, daß das ganze Staatsgebäude durch den 
Mittelpunkt eines erblichen Monarchen mehr Einheit und 
Feſtigkeit erhält; daß die Politik des Staates weniger 
häufigem Wechſel ausgeſetzt iſt; daß die vollziehende Ge⸗ 
walt mit mehr Kraft und Nachdruck gehandhabt wird. 

3) Ein weiterer Grund iſt, daß der Ehrgeiz Einzelner in 
der Monarchie weniger Spielraum findet, indem die un- 
erreichbare Höhe des Thrones ihn ſtets zurückhält und 
zügelt; und daß überhaupt heftige Partheikämpfe in der 
Monarchie weniger zu fürchten find, weil die überwie⸗ 
gende Macht des Monarchen ſie beſſer beherrſcht. 

4) Die Unruhen und Gefahren, welche unter dem Syſtem 
der Wählbarkeit des Staatsoberhauptes, ſich jedesmal 
an eine ſolche Wahl knüpfen, fallen durch die Erblich⸗ 
keit weg. 

5) Die Erblichkeit verleiht der Staatsgewalt einen gewiſſen 
Glanz, eine gewiſſe geheimnißvolle Macht, die auf die 
Gemüther Eindruck macht und viel dazu beiträgt, ihr 
Ehrfurcht und Gehorſam zu ſichern. Es liegt in der 


*) Ein Thron in der Mitte republikaniſcher Staatseinrichtungen. 
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menſchlichen Natur, daß die Menge ein Staatsober⸗ 
haupt, das ſie ſelbſt gewählt hat, weniger ehrt, als 
ein erbliches. 

6) Ueberhaupt gewährt das Prinzip der Erblichkeit mehr 
Schutz gegen Anarchie aller Art und insbeſondere gegen 
die unheildrohenden Tendenzen des Communismus. 

7) Endlich iſt Erblichkeit der Gewalt nicht unvereinbar mit 
einer vernünftigen, geſetzlichen Freiheit des Volkes, und 
mit allen möglichen freiſinnigen Staatseinrichtungen. 

Man wird uns hoffentlich nicht vorwerfen können, daß 
wir die Gründe, welche für das Prinzip der Erblichkeit gel— 
tend gemacht werden, verſtümmelt oder unvollſtändig aufge— 
führt hätten. Hören wir nun die Gegengründe. 

Vor Allem ſtößt das Prinzip der Erblichkeit dadurch auf's 
Grellſte gegen die geſunde Vernunft an, daß das Recht zu 
herrſchen, mithin das wichtigſte und ſchwerſte aller Rechte die 
im Bereich menſchlicher Dinge vorkommen, von dem blinden 
Zufall der Geburt abhängen ſoll, und zwar ohne alle Rück⸗ 
ſicht darauf, ob das durch dieſen Zufall begünſtigte Indivi— 
duum fähig und würdig ſei ‚Aein fo hohes Amt zu verſehen. 
Geiſt und Gefühl ſträuben ſich gegen die Zulaſſung dieſes ab— 
ſurden Satzes ſo entſchieden, daß nur die unumſtößlichſten 
Gründe der Nothwendigkeit ſie damit ausſöhnen könnten. Und 
wie ſchlimm ſpielt oft der Zufall grade in dieſer Beziehung 
mit den Völkern! Wie reich iſt namentlich unſere Zeit an 
Beiſpielen ſeiner übeln Laune! Und wie ſehr wird dieſe übele 
Laune noch dadurch unterſtützt, daß einestheils viele der erb⸗ 
lichen Herrſcherfamilien phyſiſch ausgeartet ſind, und daß an⸗ 
derntheils die gewöhnliche Erziehung fürſtlicher Söhne nicht 
nur unter den ſchädlichen Einflüſſen des Vorurtheils, der Ver⸗ 
wöhnung und der Schmeichelei Statt findet, ſondern auch meiſt 
in Bezug auf eigentliche Bildung und Kenntniffe weit hinter 
der zurückbleibt, die andern jungen Männern aus gebildeten 
Familien zu Theil wird. Der Einwand, daß die Staatsver— 
faſſung fo beſchaffen ſeyn könne, daß wenig oder michts auf 
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die Perſönlichkeit des Monarchen ankomme, iſt ungenügend 
und trüglich. Denn die Erfahrung hat zur Genüge gelehrt, 
daß dieſe Perſönlichkeit ſtets von großem, ja entſcheidendem 
Einfluß auf das Wohl oder Weh des Staates iſt, und der 
halb wahre, halb falſche Satz, den man hier als Nothbehelf 
erfunden hat, daß der conſtitutionelle Monarch herrſche aber 
nicht regiere, ſcheitert nur zu oft an der Erfahrung, wie 
das Beiſpiel Louis Philippe's es in ſo auffallender Weiſe 
gezeigt hat. Und gäbe es eine Verfaſſung, die ſo weiſe und 
künſtlich eingerichtet wäre, daß ſie die Perſönlichkeit des Mo— 
narchen wirklich ganz aus dem Spiel brächte, ſo würde dann 
zwar ein ſittlich ſchlechter oder geiſtig unfähiger Monarch kein 
Unglück mehr, aber immer noch eine Schande für die Na⸗ 
tion ſeyn. Und wozu denn, wenn die Verfaſſung den Mo— 
narchen ſo gänzlich zu Nichts macht, ein ſolches Scheinbild? 
Wozu die unermeßlichen Ausgaben, welche der Glanz, von 
dem dieſes Scheinbild umgeben ſeyn will, erfordert? Iſt es 
möglich, daß das Wohl und der Rechtszuſtand der Völker 
durch einen bloßen Schatten, einen Popanz bedingt ſeyn ſollte? 
Welch ein ſeltſamer, die Menſchheit entehrender Gedanke! 

Die Volksſouveränität, ſagt man, leidet nicht durch die 
Verleihung der Erblichkeit; dieſe Verleihung iſt im Gegentheil 
ſelbſt ein Akt der Volksſouveränität. Ganz recht! Aber die 
Volksſouveränität zerſtört, indem ſie die Erblichkeit verleiht, 
einen weſentlichen Theil ihres eigenen Weſens. Sie verſchenkt, 
ſie verſtümmelt ſich, — und das darf ſie nicht, weil ſie eben 
ſo unveräußerlich iſt, wie die Menſchenwürde ſelbſt. Wer be— 
hauptet, daß fie nach dieſer Verleihung noch ungeſchwächt 
ſortdauere weil ſie ſich ſelbſt geopfert, der könnte eben ſo gut 
ſagen, daß ein Selbſtmörder ſich nicht vernichtet habe, weil 
er es ſelbſt gethan. 

Aber die Erblichkeit giebt dem Staatsgebäude einen un⸗ 
veränderlichen Mittelpunkt und dadurch mehr Einheit und Fe— 
ſtigkeit. 

Dieſer Einwand, obſchon er oft gehört wird, ermangelt 
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eines beſtimmten Sinnes, und es iſt nicht einzuſehen, wie Ein- 
heit und Feſtigkeit des Staatsgebäudes durch Erblichkeit 
bedingt ſeyn ſollten. Einheit wird dadurch begründet, daß 
der Staat ein wohlgeordnetes, zuſammenhängendes, durch ge— 
meinſame Einrichtung und Harmonie gebrachtes, durch einen 
ftarfen Nationalgeiſt verbundenes und durch eine kräftige Gens 
tralgewalt geleitetes Ganze bildet. Ob aber dieſe Centralge— 
walt eine gewählte und zeitweilige, oder eine erbliche ſei, iſt 
in Bezug auf Einheit gleichgültig. Und eben ſo verhält es 
ſich mit der Feſtigkeit. Rom hatte unter ſeinen Conſuln, 
deren Amt nur ein Jahr dauerte, ſicherlich eben ſo viele Ein— 
heit und Feſtigkeit, als früher unter ſeinen Königen und ſpä— 
ter unter ſeinen Imperatoren; — und auch dem Bunde der 
Vereinigten Staaten, deſſen Präſident nur vier Jahre lang 
im Amte bleibt, mangelt es nicht an Einheit und Feſtigkeit, 
ſo weitläufig auch ſein Gebiet iſt, und ſo mannigfach verſchie— 
den das Intereſſe und die Verhältniſſe ſeiner einzelnen Theile 
ſind. 

Aber iſt nicht die Politik eines Staates weniger wechſelnd, 
weniger unbeſtändig unter einer erblichen Monarchie, als un— 
ter zeitweiligen Oberhäuptern? b 

Die Politik eines Staates muß ſich nach feinen Bedürf— 
niſſen, nach ſeinen innern und äußern Verhältniſſen richten, 
nicht nach dem Geiſte, den Launen, oder dem Intereſſe einer 
Herrſcherfamilie. Der letztere Maaßſtab wird zwar allerdings 
unter der erblichen Monarchie mit großer Conſequenz verfolgt, 
keineswegs aber der erſtere. Dieſer wird vielmehr nur allzu— 
oft durch das Familienintereſſe geſtört und durchkreuzt. Die 
wahre Politik des Staates wird von einſichts vollen 
Oberhäuptern, auch wenn ſie nur zeitweilige ſind, ſtets mit 
der nöthigen Conſequenz geleitet werden, weil nur das In— 
tereſſe des Staates ihre Richtſchnur ſeyn wird. Aber eben 
darum, weil große Einſicht und großes Talent zu einer ſolchen 
conſequenten und gedeihlichen Leitung gehören, wird ein ge— 
wähltes Staatsoberhaupt ſtets eine beſſere Bürgſchaft dafür 
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gewähren, als ein geborenes. Man kann ſich auch hier wie⸗ 
der auf Roms Beiſpiel berufen, denn nie gab es eine conſe— 
quentere, feſtere, unerſchütterlichere Politik, als die der römi⸗ 
ſchen Republik. 

Aber die erbliche Monarchie handhabt die vollziehende 
Gewalt mit mehr Kraft und Nachdruck, als die Republik. 

Wäre das wahr, fo würde darin ein bedeutendes Argus 
ment für die Erblichkeit liegen. Denn eine ſtarke und energi⸗ 
ſche vollziehende Gewalt iſt eines der weſentlichſten Erforder— 
niſſe jeder Staatsform. Ohne ſie iſt es um die Sicherheit der 
Perſon, des Eigenthums und aller andern Rechte geſchehen; 
ohne ſie ſind alle Staatszwecke gefährdet; ohne ſie iſt der Staat 
wie ein Dampfſchiff, dem die Hauptſache, die Dampfkraft 
mangelt. 

Es würde jedoch dem eifrigſten und ſcharfſinnigſten Ver⸗ 
theidiger der Erblichkeit ſchwer fallen, den Satz genügend zu 
beweiſen. Denn es iſt nicht einzuſehen, warum die Erblich— 
keit einem fo entſchiedenen Einfluß auf die Energie der voll— 
ziehenden Gewalt haben, und warum nicht zeitweilige Ober— 
häupter ſie eben ſo kräftig und wirkſam handhaben ſollten. 
Wenigſtens giebt die Geſchichte Beiſpiele genug von Republi⸗ 
ken, in welchen die vollziehende Gewalt aufs Kräftigfte geübt 
wurde. Will man vielleicht damit ſagen, daß ein nicht- erb⸗ 
liches Staatsoberhaupt, fo wie die übrigen Organe der voll⸗ 
ziehenden Gewalt, aus Rückſicht auf ihre Popularität und auf 
Wiedererwählung, ihre Amtspflichten mit weniger Energie er⸗ 
füllen könnten? Dann iſt zu erwiedern, daß zwar allerdings 
manche einzelne Beamte, die nicht bedenken, daß wahre Po⸗ 
pularität überall nur durch treue und genügende Pflichterfül— 
lung erworben und geſichert wird, in dieſe Schwachheit ver— 
fallen mögen, wie es in der That in den Vereinigten Staaten 
bisweilen geſchieht; daß aber die Erfahrung ſie bald eines 
Beſſern belehren wird; daß dies leicht durch paſſende Geſetze 
verhindert werden kann, namentlich durch ſolche, welche die 
Beamten für ihre Pflichterfüllung ſtreng verantwortlich machen, 
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und in gewiſſen Fällen durch ſolche, welche die unmittelbare 
Wiedererwählung verbieten; und endlich, daß man den Wunſch 
populär zu bleiben und wieder erwählt zu werden, die Be— 
amten, wie es in den Vereinigten Staaten allgemein der Fall 
iſt, dahin führt, daß ſie bei Ausübung der vollziehenden Ge— 
walt mit großer Behutſamkeit verfahren, und daß ſie den in 
andern Ländern ſo unerträglichen Beamtenſtolz nicht aufkom— 
men laſſen; daß ſie jeden ihrer Mitbürger, auch den ärmſten, 
als ihres Gleichen behandeln und ihm freundlich die Hand 
ſchütteln, — dann, ſage ich, kann man ſich zu ſolchen Reſul— 
taten nur Glück wünſchen. 

Aber der Ehrgeiz Einzelner, ſagt man weiter, findet in 
der Republik größern Spielraum, als in der Monarchie. 

Dies iſt vollkommen wahr. Allein der Ehrgeiz iſt an ſich 
kein Uebel, namentlich dann nicht, wenn er auf ein erlaubtes 
und nützliches Ziel gerichtet iſt; nur im umgekehrten Falle 
wird er tadelhaft und verderblich. Der Ehrgeiz, welcher durch 
ausgezeichnete Talente, durch ungewöhnliche Anſtrengungen, 
durch große Dienſte, ſich zu den höheren Würden, ja zu dem 
höchſten Standpunkte im Staate emporſchwingen will, kann nur 
wohlthätige Folgen für. das allgemeine Beſte haben. Der 
Hauptunterſchied nun, den wir in dieſer Hinſicht zwiſchen Mo— 
narchie und Republik finden, beſteht darin, daß in der Mo— 
narchie das Beſtreben, die höchſte Würde und Gewalt im 
Staate zu erreichen, ein unerlaubtes, in der Republik hin— 
gegen ein erlaubtes iſt. Welches Uebel ſoll aber daraus 
hervorgehen, daß Lezteres der Fall iſt? Der Ehrgeiz gewinnt 
dabei, und der Staat verliert nichts dabei. Trüge in den 
Vereinigten Staaten jeder junge Mann von Talent und Bil— 
dung den Wunſch und Plan in ſich (und vielleicht iſt es wirk— 
lich der Fall) einſt Präſident dieſes großen Bundes zu wer— 
den, ſo würde ſich das Land um ſo beſſer dabei ſtehen. Grade 
in dieſem heilſamen Ehrgeize liegt ja der Grund, warum die 
Republiken verhältnißmäßig fo viel mehr große, treffliche Män⸗ 
ner hervorbringen, als die Monarchien. Wer die Thatſache be: 
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zweifelt, der vergleiche die Zeiten der roͤmiſchen Republik mit 
denen des römiſchen Kaiſerreiches. Das Wahre an der Sache 
iſt alſo bloß, daß in der Republik der erlaubte, der geſetzliche 
Ehrgeiz mehr Spielraum findet, als in der Monarchie. Den 
unerlaubten trifft, unter der einen wie unter der andern 
Staatsform, die Strenge des Geſetzes. 

Es giebt freilich noch einen andern Unterſchied, der wohl 
noch zu beachten iſt. Ehrgeiz und Intereſſe herrſchen überall 
wo Menſchen ſind. Die hohen, die angenehmen, die einträg— 
lichen Staatsämter werden daher gleich eifrig geſucht werden, 
der Staat heiße Monarchie oder Republik. In der Monarchie 
aber muß Der, welcher fein Ziel! erreichen will, ſich um die 
Gunſt des Monarchen oder eines Miniſters bemühen; in der 
Republik, wo Wahl entſcheidet, muß er die öffentliche 
Meinung für ſich zu gewinnen ſuchen. Welches von Beiden 
nun das Beſſere ſei, dürfte nicht gar ſchwer zu entſcheiden 
ſeyn. 

Aber die erbliche Monarchie hat heftige Partheikämpfe 
weniger zu fürchten, weil die überwiegende Macht des Mo— 
narchen ſie niederhält. 

Dieſer Einwand kann, in ſofern von geſetzwidrigen 
Partheikämpfen die Rede iſt, ſchon darum nicht von Gewicht 
ſeyn, weil die republikaniſche Verfaſſung dem Staasober- 
haupte, für die Dauer feines Amtes, eine eben fo kräftige Ge— 
walt zur Unterdrückung ſolcher Partheikämpfe verleihen kann, 
als ſie der erbliche Monarch beſitzt; — und inſofern perſön⸗ 
liche Weisheit und Energie auch dabei mitwirken müſſen, ſtrei⸗ 
tet wieder die Vermuthung weit mehr für das erwählte, als 
für das erbliche Oberhaupt. Wir haben ſchon geſagt, daß 
wir auch in der Republik eine ſtarke und nachdrückliche volls 
ziehende Gewalt für unentbehrlich halten. 

Verſteht man aber unter Partheikämpfen geſetzliche 
Kämpfe, d. h. Verſchiedenheit der Meinungen und Anſichten 
über das öffentliche Intereſſe, die ſich vielleicht laut und lär— 
mend, aber nicht auf geſetzwidrige Weiſe geltend zu machen 
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ſucht, ſo hat es ſeine volle Richtigkeit, daß in der Republik 
mehr öffentliches Leben, mithin auch mehr Aufregung und 
Partheikampf Statt findet. Aber iſt dieſe Aufregung, dieſer 
Partheikampf ein Uebel, ſo lange ſte ſich in den geſetzlichen 
Schranken halten? Wo ein lebendiges Intereſſe für öffentliche 
Angelegenheiten obwaltet — und dies iſt ohne Frage in der 
Republik in höherm Maaße der Fall, als in der Monarchie, 
— da iſt Aufregung bis zu einem gewiſſen Grade höchſt na— 
türlich; ja ſie iſt nöthig, denn aus der gegenſeitigen Reib— 
ung der Meinungsverſchiedenheiten entſpringt die Wahrheit, 
und — wie der edle Jefferſon ſagte — ein ſtetes Intereſſe 
und eine ſtete Wachſamkeit ſind der Preis, der für die Freiheit 
bezahlt werden muß. Warum nun ſolche, in geſetzlichen Schran⸗ 
ken ſich bewegende Partheienkämpfe die Staatszwecke gefährden 
ſollten, iſt nicht einzuſehen, man müßte denn abſolute Ruhe — 
die Ruhe eines Sumpfes — als Staatszweck betrachten. Man 
hat freilich auch dies ſchon behauptet. Aber weit entfernt da⸗ 
mit übereinzuſtimmen ſind wir vielmehr der Anſicht, — und 
die Erfahrung beſtätigt dies auffallend, — daß eine lebendige 
Theilnahme an öffentlichen Angelegenheiten, wie fie die repu⸗ 
blikaniſche Verfaſſung mit ſich bringt, nicht nur der bürgerli⸗ 
chen Freiheit förderlich iſt, ſondern auch den wohlthätigſten 
Einfluß auf den Privatcharakter des Einzelnen hat, indem ſie 
ſeinen Sinn von gemeinen und kleinlichen Dingen abzieht, 
durch ſtete Hinweiſung auf das öffentliche Wohl ſeinen Egois— 
mus bekämpft, und ſo ſein ganzes Weſen veredelt, indem ſie 
zugleich ſeinem Nachdenken einen würdigern Stoff giebt, als 
das gemeine Privatleben ihm ſonſt gewährt. 
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§. 6. 
Erblichkeit. (Fortſetzung.) 
Die Erblichkeit der Gewalt — ſo ſprechen ihre Advokaten 
weiter — ſchützt den Staat vor den großen und gefährlichen 
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Unruhen, welche ſtets die Wahl eines Staatsoberhauptes be= 
gleiten. . 

Es iſt vollkommen wahr, daß da, wo der Fall eintritt, 
ein erbliches oder auch ein lebenslängliches Staatsober— 
haupt zu wählen, ſtets verderbliche Unruhen und Spaltungen 
zu befürchten ſind, weil Denen, welche mit der getroffenen 
Wahl nicht übereinſtimmen, ſo wie den beſiegten Candidaten, 
keine Hoffnung mehr bleibt, daß der aus der Wahl entſprin⸗ 
gende Stand der Dinge auf geſetzlichem Wege wieder ge— 
ändert werden könne. Daher iſt der Verfaſſer dieſer Betrach⸗ 
tungen, der in dem Augenblicke wo er ſie niederſchreibt noch 
nicht weiß, ob die conſtituirende Nationalverſammlung in 
Frankfurt am Mayn dem neuen deutſchen Bundesſtaate ein 
erbliches, lebenslängliches oder zeitweiliges Ober— 
haupt geben wird, oder bereits gegeben hat, in dieſer Bezie— 
hung in einer wahrhaft angſtvollen Spannung. Denn er be⸗ 
zweifelt nicht, daß in den beiden erſten Fällen Zerrüttung und 
Bürgerkrieg früher oder ſpäter aus einer ſolchen Wahl ent⸗ 
ſpringen würden. 

Ganz anderſt aber verhält es ſich mit der Wahl eines 
Staatsoberhauptes, deſſen Macht nur einige Jahre dauern 
ſoll. Eine ſolche Wahl erregt zwar, da die Meinungen und 
Wünſche immer verſchieden find, großes Intereſſe, große Auf⸗ 
regung und großen — Federkrieg, aber keine Empörungen, 
kein Blutvergießen. Denn die Parthei oder der Candidat, 
denen der Erfolg der Wahl ungünſtig iſt, tröſten fi mit dem 
natürlichen Gedanken, daß die zwei, drei oder vier Jahre, für 
welche das Staatsoberhaupt gewählt wird, bald vorübergehen 
und daß ſie dann bei einer neuen Wahl glücklicher ſein werden. 
In der Zwiſchenzeit wird der zurückgeſetzte Candidat, anſtatt 
zu rebelliren und ſeinen Kopf auf das Spiel zu ſetzen, ſich aus 
allen Kräften beſtreben, durch populäres Benehmen und aus⸗ 
gezeichnete Dienſte ſich die Gunſt des Volkes mehr und mehr 
zu ſichern, — ein Geſichtspunkt, der namentlich bei der Beſtim⸗ 
mung der Amtszeit des neuen Reichsſtatthalters von Deutſch⸗ 
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land wohl beachtet werden ſollte. Die Wahl der Archonten in 
Athen, der Conſuln in Rom, und des Präſidenten in den Ver— 
einigten Staaten, haben nie Bürgerkrieg verurſacht, wenn auch 
die politiſchen Anſichten einander noch ſo ſchroff gegenüber ſtan⸗ 
den und noch ſo heftig mit Wort und Feder verfochten wur— 
den. Je kürzer die Amtszeit des Staatsoberhauptes iſt, 
deſto weniger wird deſſen Wahl die Veranlaſſung zu gefähr⸗ 
lichen Unrühen werden. 

Aber die Erblichkeit verleiht der Staatsgewalt einen ge— 
heimnißvollen Zauber, der ihr Ehrfurcht und Gehorſam ſichert. 

Hätte es auch mit dieſem Zauber ſeine Richtigkeit, ſo 
müßte man ſehr bezweifeln, ob darauf großer Werth zu legen 
ſei, da die Anſichten über Staat, Freiheit und Recht der 
Sphäre der Vernunft, und nicht 11 des Gefühls, der Phan— 
taſie und des Aberglaubens angehören. Es ſcheint uns unend— 
lich beſſer, daß das Volk bei jedem Akte der Staatsgewalt 
geneigt ſei ſich zu fragen, ob der Akt geſetzlich, weiſe, gerecht, 
dem allgemeinen Wohl entſprechend ſei, als daß es ſich ehr⸗ 
furchtsvoll und ohne Prüfung davor neige. Die Staatsgewalt 
iſt viel zu vielen ungebührlichen Lockungen und Gelüſten aus— 
geſetzt, als daß ſie einer ſolchen allgemeinen Aufſicht der öf— 
fentlichen Meinung entbehren könnten. Fällt die Prüfung gün- 
ſtig aus, dann wird es an der nöthigen Ehrfurcht nicht fehlen, 
und dann erſt hat ſie Werth. Eine Ehrfurcht, die auf Vor⸗ 
urtheil und Blendwerk beruht, iſt ſtets lächerlich und ſchädlich. 

Aber der zauberhafte Einfluß der Erblichkeit, auf den man 
ſich beruft, eriftirt gar nicht mehr. Er beruhte lediglich auf 
der Fiktion des göttlichen Rechts der Fürſten, und mußte 
mit dieſer ſeltſamen Sage, die der Zeitgeiſt für immer zum 
Mährchen gemacht hat, nothwendig untergehen. Es iſt an der 
Zeit, daß die heilige Scheu, die früher dieſem Trugbilde ge⸗ 
widmet war, ſich der Majeſtät des Geſetzes zuwende, und 
daß das Volk ſich gewöhne, künftig nicht mehr zu ſagen: „die 
Obrigkeit hat es befohlen,“ — ſondern: „es iſt der Wille 
des Geſetzes.“ 
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Aber dennoch, — fo fahren die Advokaten der Erblichkeit 
fort, — gewährt ſie im Allgemeinen mehr Schutz gegen Anar— 
chie jeder Art, und insbeſondere gegen die verderblichen Anz 
ſprüche des Communis mus. 

Das Schreckenswort Anarchie iſt das Geſpenſt, womit 
man das Volk vor republikaniſchen Anſichten zurückzuſcheuchen, 
und die freiſinnigen Beſtrebungen Derer, die nicht blos Grund- 
ſätze ausſprechen, ſondern ſie auch in ihre nothwendigen Cons 
ſequenzen verfolgen wollen, einzuſchüchtern und zu entmuthigen 
ſucht; und da Anarchie wirklich die Hölle iſt, wenn ſie wild 
und feſſellos wüthet, ſo gelingt dieſe Einſchüchterung nur zu 
oft. Faßt man aber die Sache etwas ſchärfer in's Auge, ſo 
zeigen ſich ganz andere Reſultate. Anarchie iſt Misachtung 
der beſtehenden Geſetze und Staatsgewalten. Nun aber iſt 
klar, daß die Gefahr einer ſolchen Misachtung da am größten 
ſein muß, wo die Geſetze ſchlecht ſind und wo die Staatsge⸗ 
walt Unrecht übt, oder ſchon im Prinzip auf Unrecht beruht. 
Je beſſer und freiſinniger daher die Geſetze und Staatseinrich— 
tungen ſind; je mehr vernunftgemäße Rechte ſie dem Volke 
gewähren, je mehr ſie das Volk befriedigen, und je ſtrenger 
ſich die Staatsgewalten innerhalb der Grenzen dieſer Geſetze 
halten, je gewiſſenhafter ſie handeln, und je rechtmäßiger und 
volksthümlicher zugleich ihr Urſprung iſt, deſto geringer iſt 
augenſcheinlich die Gefahr der Anarchie. Der freie Mann hat 
weniger Neigung dazu, als der unfreie; denn er weiß, daß 
das Geſetz ſein Anker und Schild iſt, und wird es daher 
nicht leichtſinnig verletzen wollen; und wenn Noth und Be⸗ 
drängniß eintreten, ſo weiß er, daß ſie nicht durch Willkühr 
und Tyrannei herbeigeführt worden, ſondern durch den Drang 
unvermeidlicher Umſtände. Wie kann man alſo im Ernſte ſa⸗ 
gen, daß Erblichkeit der Staatsgewalt beſſer vor Anarchie 
ſchütze, — fie, die in ſich ſelbſt ein Unrecht iſt — und noch 
obendrein ein Unſinn? Es iſt wahr, ſo lang das Herrſchen 
als ein von Gott verliehenes Recht angeſehen wurde, 
konnte Erblichkeit dieſe Wirkung heben. Allein ſeit dieſer Aber⸗ 
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glaube untergegangen ift, und feit Jeder weiß, daß das Recht 
ein Volk zu regieren, nur von dem Volke ſelbſt verliehen 
werden kann, muß ſich der geſunde Sinn gegen die Erb— 
lichkeit dieſes Rechts wie gegen das grellſte Unrecht ſträuben; 
und ſo lange dieſes vernunftwidrige Prinzip irgendwo prak— 
tiſch fortbeſteht, wird im Volke die Verſuchung, es umzuſtürzen 
ſtets wach bleiben, und bei der erſten beſten Veranlaſſung in 
Anarchie — wenigſtens in augenblickliche — ausbrechen. 
Wie wenig geſetzloſer Tumult da zu befürchten ſei, wo 
Jedermann, in Folge einer freiſinnigen Staatsverfaſſung, ſich 
in ſeinen Rechten und in ſeiner Menſchenwürde befriedigt fühlt, 
dies beweiſ't unter andern die fortwährende Ruhe und Geſetz— 
lichkeit, welche in allen Theilen des unermeßlichen Gebietes 
der Vereinigten Staaten herrſcht und ſeit der Gründung dieſer 
großen Republik darin geherrſcht hat. Auch kann man es bei 
jeder großen Volksverſammlung, ſie ſei nun durch ein Feſt 
oder irgend ein ſonſtiges öffentliches Intereſſe veranlaßt, deut— 
lich bemerken. Denn es herrſcht bei ſolchen Gelegenheiten, 
wenn auch Tauſende und Zehntauſende beiſammen ſind, durch— 
gängig vollkommene Ruhe und Ordnung, obgleich nirgends ein 
Gendarme oder ſonſtiger Polizeibeamte ſichtbar iſt; — man 
könnte vielleicht ſagen, weil nirgends ein ſolcher zugegen iſt. 
Will man aber hier einige Vorfälle, die in den Vereinigten 
Staaten Statt gefunden, z. B. den Mormonenkrieg im Staat 
Illinois und die ſogenannten Lynchproceduren (ungeſetzliche 
Zufügung von Strafen, in Fällen, welche den öffentlichen Un— 
willen in hohem Grade erregen) entgegenhalten, ſo erwidern 
wir, daß dergleichen Vorfälle, jo beklagenswerth fie auch find, 
keineswegs ihren Urſprung in der freien Verfaſſung der Ver— 
einigten Staaten haben, ſondern vielmehr in eigenthümlichen, 
mehr zufälligen Verhältniſſen. Die Mormonen waren eine 
ſtarke, militäriſch organiſirte und für die öffentliche 
Ordnung ſehr gefährliche Sekte — (ſo wenigſtens betrachtete ſie 
das übrige Volk) — und da ſie in einigen Fällen dem Geſetze — 
namentlich der Vollziehung gerichtlicher Befehle — 8 
Hilgard, Monarchie u. Republik. 
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Widerſtand entgegenſetzten, fo erregte dies den allgemeinen 
Unwillen und zugleich — da die Vereinigten Staaten nur ein 
ſehr kleines ſtehendes Heer halten — die Beſorgniß vor der 
künftigen Macht und Gefährlichkeit der Mormonen in ſo hohem 
Grade, daß daraus eine Art Bürgerkrieg entſtand, der ſich, 
nach ziemlich unbedeutendem Blutvergießen, mit der Austrei⸗ 
bung der Mormonen endigte. Das Lynch verfahren aber 
rührt, wo es überhaupt noch vorkommt — (was bereits Aus 
ßerſt ſelten iſt) — hauptſächlich daher, daß das Gebiet der 
Vereinigten Staaten ſo außerordentlich weitläufig und mitun⸗ 
ter noch ſo dünn bevölkert iſt, daß an manchen Orten die re⸗ 
gelmäßige und geſetzliche Hülfe der Juſtiz in beſonders gefähr⸗ 
lichen Fällen zu weit entfernt oder ganz unwirkſam iſt, wodurch 
für das Volk eine Art Nothhülfe gegen den Verbrecher nöthig 
wird, oder daß die Formen der gewöhnlichen Juſtiz, die gro—⸗ 
ßentheils dem alten engliſchen Rechtsverfahren entnommen ſind, 
ſich in gewiſſen Fällen auffallend ſchleppend und unpaſſend 
zeigen. Im ſchlimmſten Falle, und wenn man auch für der⸗ 
gleichen Vorfälle keine Entſchuldigung gelten laſſen will, ſo 
würde keineswegs daraus folgen, daß ſie nothwendig mit der 
republikaniſchen Verfaſſung verknüpft ſeyen, ſondern blos, daß 
die Juſtizverfaſſung einer Verbeſſerung bedürfe, und daß viel⸗ 
leicht in einer oder der andern Beziehung die vollziehende Ge⸗ 
walt zu verſtärken ſey. Denn daß die vollziehende Gewalt 
im republikaniſchen Staate durch die Verfaſſung eben ſo ſtark 
gemacht werden könne, als im conſtitutionell-monarchiſchen, 
verſteht ſich ganz von ſelbſt, und wir haben ſchon mehrmals 
erklärt, daß wir unter beiden Staatsformen eine ſtarke voll⸗ 
ziehende Gewalt für durchaus nöthig halten; ja wir wären 
ſehr geneigt, im republikaniſchen Staate eher für eine ſtärkere 
zu ſtimmen, aus dem einfachen Grunde, weil fie eine ver— 
antwortliche und nur eine zeitweilige iſt. 

Was nun insbeſondere den Communis mus und feine 
anarchiſchen Tendenzen betrifft, fo wäre es eigentlich unnöthig, 
hier beſonders davon zu ſprechen; denn was bisher geſagt 


worden iſt, gilt von ihm wie von jeder andern mit Anarchie 
ſchwangern Gefahr. Nur iſt dieſe Gefahr größer und drin— 
gender als jede andere für beide Staatsformen, jedoch offenbar 
in minderm Maaße für die Republik, weil ſie hier nicht 
mit ſo vielen andern Zündſtoffen zuſammentrifft, und weil das 
republikaniſche Syſtem mehr Ausſicht zu vernünftigen ſoei— 
alen Reformen gewährt, als das monarchiſche. Der Commu— 
nismus aber, oder vielmehr die gewaltſamen Ausbrüche der 
darbenden Klaſſen, werden beide Staatsformen zerrütten, 
wo nicht zerſtören, wenn man nicht bei Zeiten ihre Quelle 
verſtopft, indem man durch weiſe, durchgreifende und nachhal— 
tige Maaßregeln der Noth der verarmten Volksmaſſen abhilft. 
Wir können uns in dieſer Beziehung hier nicht in das Nähere 
einlaſſen, erlauben uns aber, auf eine kurze Abhandlung zu 
verweiſen, die wir vor nicht langer Zeit unter dem Titel: 
„Zwölf Paragraphen über Pauperismus und die 
Mittel ihm zuſteuern,“ (Heidelberg, bei Julius Groos, 
1847) dem Publikum vorgelegt haben, indem uns die Vor— 
ahnung deſſen, was ſeitdem großentheils (namentlich in Frank— 
reich) ſchon eingetreten iſt, dazu drängte. 

Wie wenig übrigens das republikaniſche Prinzip mit dem 
Communismus in nothwendiger Gememeinſchaft ſtehe, — wie 
kräftig es vielmehr ihn zu bekämpfen wiſſe, das beweiſen die 
Kämpfe von 23. bis 26. Juni in Paris, die wir als die 
Schlachttage der Republik gegen den Communismus betrachten. 


SER 
Erblichkeit. (Fortſetzung.) 


Wenn die Vertheidiger der conſtitutionellen Monarchie 
ferner ſagen, daß die Erblichkeit der Staatsgewalt nicht un— 
vereinbar ſei mit einer vernunftgemäßen, geſetzlichen Freiheit 
des Volkes und mit allen wünſchenswerthen freiſinnigen Staats— 
einrichtungen, ſo dürfte dieſe Behauptung durch die nähere 
Prüfung, die wir bisher in Bezug auf mehrere der wichtigſten 
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Punkte angeftellt haben, ſchon bedeutend erſchüttert ſeyn. Es 
giebt aber außerdem noch einen andern Geſichtspunkt, der, 
unſerer innigſten Ueberzeugung nach, entſcheidender iſt als alle 
andern, und dem wir daher dieſen beſondern $. widmen. 

Ein Volk wohl zu regieren, iſt ein großes und ſchweres 
Geſchäft, faſt allzuſchwer für die Weisheit und Tugend eines 
Sterblichen. Wenn nun dies eine einfache und ehrliche Wahrz 
heit iſt, ſo ſollte doch die Staatsverfaſſung ſich vor Allem hü⸗ 
ten, ein Verhältniß zu ſchaffen oder zu dulden, wodurch nicht 
nur im Geiſte des Regierenden die rechte Anſicht von ſeiner 
Stellung verfälſcht, ſondern auch das Privat-Intereſſe deſſel⸗ 
ben mit dem Intereſſe des Staates in ſteten und nothwendigen 
Widerſpruch und Kampf verſetzt wird. Ein ſolches Verhält⸗ 
niß aber iſt die Erblichkeit der Staatsgewalt. Dieſe Erb⸗ 
lichkeit verrückt auf der einen Seite gänzlich den richtigen 
Standpunkt, aus welchem das Staats-Oberhaupt ſein Verhält⸗ 
niß zum Volke beurtheilen ſollte, indem er es nicht mehr als 
ein durch den Willen des Volkes und ausſchließlich zum Wohl 
des Volkes übertragenes Amt, das die ſchwerſten und heilig⸗ 
ſten Pflichten auferlegt, ſondern als ein Eigenthumsrecht be⸗ 
trachtet, das er wie jedes andere Eigenthum ererbt hat, das 
ihm und ſeinen Nachkommen zugehört, und das ihm Niemand 
nehmen darf, wenn er es auch noch ſo ſchlecht verwaltet. 
Wie ſehr nun eine ſolche Anſicht — (die doch die Verfaſſung 
ſelbſt verſchuldet, wenn ſie Erblichkeit gewährt) — die ganze 
Denk- und Handlungsweiſe des Regierenden irre leiten, wie 
ſehr ſie ihn dem Volke entfremden, wie ſehr ſie ihn mit Dün⸗ 
kel und Uebermuth, mit Verachtung des Volkes und der Men⸗ 
ſchenwürde erfüllen muß, das bedarf gar keiner weiteren Aus⸗ 
einanderſetzung. 

Anderntheils aber — und dies iſt der Cardinalpunkt — 
begründet die Erblichkeit für das Staatsoberhaupt ein Pri⸗ 
vat⸗ und Familienintereſſe, welches einen ſteten Gegen⸗ 
ſatz mit dem Intereſſe des Volkes bildet, und ihm unaufhörlich 
und nothwendig als feindliches Prinzip entgegenwirkt. Iſt 
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von irgend einem Geſetze, von irgend einer Maaßregel die 
Rede, welche die Wohlfahrt des Staates erfordert, ſo wird 
bei dem erblichen Monarchen ſtets der erſte Gedanke und die 
erſte Frage ſeyn, ob die Maaßregel den angeſtammten Rech— 
ten des Hauſes zuſage, oder nicht, und keineswegs, ob ſie 
zum Wohl des Volkes gereiche. Auf jeden Fall wird da, wo 
das Intereſſe des Volkes und das Familienintereſſe des regie— 
renden Hauſes miteinander in direktem Widerſtreit ſtehen, ſel— 
ten oder niemals von Seiten des Monarchen dem Intereſſe 
des Volkes freiwillig der Vorzug eingeräumt werden; — und 
wie häufig ſind dieſe Fälle, da die erblichen Rechte des Herr— 
ſcherhauſes nichts anderes ſind, als Rechte die dem Volk ent— 
zogen wurden, und da jede Vermehrung oder Stärkung der 
dynaſtiſchen Rechte eine Verminderung oder Schwächung der 
Volksrechte in ſich ſchließt, und umgekehrt! Wie oft wird fer— 
ner, ſelbſt wo nicht direkt von öffentlichen Angelegenheiten die 
Rede iſt, das Wohl des Staates irgend einem bloßen Fami— 
lien⸗Intereſſe des Monarchen, irgend einem Heiraths- oder 
Verſorgungsprojekte für Prinzen oder Prinzeſſinnen, irgend 
einer Privat Freundſchaft oder Feindſchaft, irgend einem ver— 
wandtſchaftlichen Verhältniſſe u. ſ. w. rückſichtlos zum Opfer 
gebracht! Wer dies Alles bezweifelt, und wem nicht dieſer, 
aus der Erblichkeit entſpringende Widerſtreit der Prinzipien 
klar vor dem Geiſte ſteht, der blicke auf die innere Geſchichte 
aller conſtitutionellen Monarchien die wir kennen, und er wird 
finden, daß ſie faſt nichts iſt, als eine Geſchichte der Kämpfe 
zwiſchen dem Intereſſe des regierenden Hauſes und dem des 
Volkes. 

Ganz anderſt verhält es ſich in der Republik. Hier, wo 
das Staatsoberhaupt nur zeitweiliger Staatsbeamter iſt, und 
wo er keinen Augenblick vergeſſen kann, daß er dies iſt, tritt 
kein Familienintereſſe in Gegenſatz und Kampf mit dem Staats— 
intereſſe, hier ſind keine ererbten Rechte zu behaupten und ge— 
gen das Volk zu verfechten; hier kann der Sinn und Zweck 
aller Staatshandlungen nur auf das Wohl des Ganzen ge— 
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richtet ſeyn, denn es fteht ihm kein anderes Intereſſe feindlich 
gegenüber. Mit einem Worte: in der Republik iſt Einheit, 
in der erblichen Monarchie aber Widerſtreit zwiſchen dem 
Intereſſe der Regierendem und dem des Volkes. 

Hiermit haben wir den größten und folgenreichſten Unter⸗ 
ſchied zwiſchen erblicher Monarchie und Republik bezeichnet, 
und wer beide Staatsformen gegen einander abwägt, darf ihn 
keinen Augenblick aus den Augen verlieren. Alle andern Ver⸗ 
ſchiedenheiten find in Vergleichung wit dieſer nur zweiten Ran⸗ 
ges. Auch macht ſich dieſer Unterſchied überall und unter al⸗ 
len Umſtänden geltend, weil er tief in der Natur der Sache 
begründet iſt. | 

Ein ſehr auffallendes Beiſpiel hievon giebt die Geſchichte 
Louis Philippe's. Wenn es jemals einen Fürſten gab, 
bei welchem Alles zuſammentraf, was zu der Hoffnung berech⸗ 
tigen konnte, daß das Intereſſe des regierenden Hauſes nicht 
über das der Nation die Oberhand gewinnen, oder ſich wenig— 
ſtens nur im beſcheidenſten Maaße geltend machen würde, ſo 
war es Louis Philippe. Er ſelbſt war nicht als Erbprinz ge⸗ 
boren, alſo nicht ſchon von der Wiege an durch Vorurtheil, 
einſeitige Erziehung, Verwöhnung und Schmeichelei verdorben; 
er war reich mit Geiſt und Klugheit begabt; er hatte eine 
feinere Bildung und weit mehr Kenntniſſe, als die meiſten 
Fürſten und Fürſtenſöhne; er hatte viel von der Welt geſehen, 
vielerlei wechſelnde Schickſale erfahren, und alle Stände und 
Lebenslagen, von der höchſten bis zur geringſten, durch per— 
ſönliche Erfahrung kennen gelernt; er ſtand alſo dem Volke 
näher und kannte es beſſer, als Fürſten gewöhnlich pflegen; 
er hatte außerdem in der erſten Revolution die Folgen geſe⸗ 
hen, welche der Misbrauch der Gewalt und die Misachtung 
der Volksrechte nach ſich ziehen; auch hatte er geſehen, wie 
unwiderſtehlich die Macht des Volkes iſt, wenn es ſich ſelbſt 
Recht verſchaffen muß; ja er hatte ſelbſt Antheil an dem 
Kampfe der damaligen franzöſiſchen Republik gegen das Aus⸗ 
land genommen; endlich hatte er den Thron nicht ererbt, ſon— 
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dern als freie Gabe von dem Volk empfangen, und in 
Folge deſſen fortwährend im Prinzip anerkannt, daß die 
Souveränität vom Volk ausgehe und in ihm ruhe. Und den⸗ 
noch, dennoch wirkte die in ſeinem Hauſe von neuem begrün— 
dete Erblilichkeit ſo unwiderſtehlich als volksfeindliches Prin⸗ 
zip, dennoch machte ſich der natürliche Widerſtreit zwiſchen dem 
Intereſſe des Hauſes und dem des Volkes ſo mächtig geltend» 
daß er den König von Fehler zu Fehler, von Unrecht zu Un⸗ 
recht hinriß, bis er zuletzt dem Volke unerträglich wurde und 
es zu einer neuen Revolution zwang. Man erinnere ſich nur 
an Alles, was L. Philippe that und verſuchte, um ſeine Dy⸗ 
naſtie zu befeſtigen und ſie ſo mächtig, ſo glänzend und ſo reich 
als möglich zu machen; wie oft er, bei Verfolgung dieſes 
Zweckes, das Intereſſe des Staates aus den Augen verlor 
oder gradezu verletzte; mit welcher Zähigkeit er ſich ſtets wei⸗ 
gerte, auch nur das Mindeſte von den ſogenannten Rechten 
des Thrones dem Volkswohle und dem fortſchreitenden Zeit⸗ 
geiſt zu Liebe aufzugeben, ja ſelbſt das abſurde Wahlgeſetz, 
das die ganze Ausübung der Volksſouveränität in die Hände 
weniger Reichen legte, zu modifiziren; wie er trotz ſeines gro— 
ßen Familienreichthums, durch wiederholtes Begehren einer 
Apanage für ſeine Prinzen das Gefühl des Volkes verletzte 
und deſſen Beutel angriff, wie er durch die, auf Vermehrung 
der Familienmacht berechnete Verheirathung eines Sohnes mit 
einer ſpaniſchen Prinzeſſin die Staatspolitik Frankreichs ver— 
wirrte und für eine lange Zukunft die Gefahr eines Bruches 
und Krieges mit andern Mächten herbeiführte, u. ſ. w. 

Auch die Geſchichte Napoleons iſt reich an den triftig⸗ 
ſten Belegen für unſere Anſicht. Was anderes als Privat- 
und Familienintereſſe, im Widerſtreit mit dem des Volkes, 
trieb dieſen großen Sohn der Republik, nachdem ſeine Gewalt 
eine erbliche geworden war, trotz ſeines hohen Geiſtes und 
Talents den verkehrteſten und verderblichſten Gang einzuſchla⸗ 
gen, durch hundert deſpotiſche Maaßregeln den Rechten des 
Volkes zu nahe zu treten, um ſeine Macht und die ſeiner Dy⸗ 
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naſtie zü befeſtigen; durch kaiſerliche Dekrete unbefugterweiſe 
in das Gebiet der Geſetzgebung überzugreifen; die Preſſe ſtren⸗ 
ger zu feſſeln, als ſie je gefeſſelt war, und aus dem geſamm⸗ 
ten Unterrichtsweſen mit der größten Sorgfalt jedes freiſinnige 
Prinzip zu verbannen; — mit einem Worte, aus dem Ober⸗ 
haupte eines freien Staates ein willkührlicher Deſpot zu wer⸗ 
den? Was anderes als dieſes erbliche Familienintereſſe war 
es, das ihn bewog, viele andere Throne mit ſeinen Brüdern 
und ſonſtigen Verwandten zu beſetzen und dadurch Frankreich 
in die verderblichſten Kriege zu verwickeln? Was anderes war 
es, das ihn ſeine treffliche und allgemein beliebte Gemahlin 
Joſephine verſtoßen, und eine kaiſerliche Prinzeſſin wählen 
machte, um ſich einen Erben zu geben und ſeinem Namen 
mehr Glanz zu verleihen? Und was anderes als dieſer Ver— 
wandtſchaft mit dem öſterreichiſchen Haufe und die daraus ent- 
ſpringenden Familienrückſichten verleiteten ihn zu dem faſt un⸗ 
glaublichen Fehler, die verſprochene Wiederherſtellung Polens 
zu unterlaſſen, die völlig in ſeiner Hand lag, und wodurch 
er ſowohl ſeinem eigenen Reiche als dem ganzen weſtlichen 
Europa einen unermeßlichen Dienſt geleiſtet hätte? 

Dies Alles zuſammengenommen beweiſ't unwiderſprechlich, 
daß der verderbliche Widerſpruch und Kampf zwiſchen dem 
erblichen Familienintereſſe eines regierenden Hauſes und dem 
des Volkes unter allen Umſtänden, ſelbſt unter den günſtig⸗ 
fen, unvermeidlich, unvertilgbar iſt; und dies iſt der entſchei— 
denſte Grund, warum wir der Erblichkeit den Stab bre— 
chen müſſen. Dies iſt es auch hauptſächlich, warum Diejeni⸗ 
gen Recht behalten müſſen, welche behaupten, daß die conſti⸗ 
tutionelle Monarchie nur ein Zwitterzuſtand ſey und ſelbſt 
da wo ſie beſtehe nur eine (hier und da vielleicht nöthige) 
Uebergangsperiode zur republikaniſchen Staatsform bilde; 
denn ſie trägt in der That, grade durch den Widerſpruch, 
den wir oben aufgedeckt haben, einen Todeskeim in ſich, der 
ſie früher oder ſpäter auflöſen muß, und alle erdenklichen Aus⸗ 
kunftsmittel und ſogenannte Garantien, welche man erſinnen 
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mag, um jenen Widerſpruch zu vermitteln, werden dieſe Auf— 
löſung höchſtens verſpäten, nie aber verhindern können. 


Steine} 
BerantwortlichEkeit. 


Im ganzen weiten Bereiche menſchlicher Thorheiten giebt 
es kaum irgend etwas, das bei näherer Betrachtung den Geiſt 
mehr in Erſtaunen ſetzt, und Sinn und Gefühl mehr beleidigt, 
als der ſeltſame Satz, daß das Oberhaupt des Staates für 
ſein Thun und Laſſen nicht verantwortlich ſeyn ſoll. 
Verantwortlichkeit iſt ein allgemeines Geſetz der Natur, der 
phyſiſchen wie der ſittlichen. In der phyſiſchen Natur ſpricht 
es ſich dadurch aus, daß auf jede Urſache unfehlbar eine ent— 
ſprechende Wirkung folgt; in der ſittlichen dadurch, daß das 
Böſe Böſes gebiert.“) Am allerwenigſten ſollte in einer 
Sphäre, wo Rechte und Pflichten ſich einander ſo noth— 
wendig gegenüber ſtehen, dieſes Geſetz misachtet werden. Und 
doch iſt es ſo. Während der Machtloſe und Schwache, der 
verhältnißmäßig nur wenig Unheil ſtiften kann, dem Geſetze 
für alles Unheil das er begeht Rede ſtehen muß, verſchont es 
grade Den, der mehr als jeder Andere im Stande, und auch 
mehr als jeder Andere in Verſuchung iſt, ſeine Pflichten zu 
verkennen und Unrecht zu thun; ihn, dem das Wohl von Mil— 
lionen anvertraut iſt; deſſen Miſſethaten verderblichere und aus— 
gedehntere Folgen haben, als die eines jeden Andern! Er darf 
ohne Furcht vor Strafe, nicht nur ſittlich ſchlecht ſeyn, ſon— 
dern auch Verbrechen begehen, zum Verräther an hochheiligen 
Pflichten werden, gegen das Wohl, gegen die Freiheit des 
Volkes ſich verſchwören, ja mit auswärtigen, feindlichen Mäch— 
ten in verrätheriſche Verbindung treten und dem Lande, deſ— 
ſen Haupt er iſt, Knechtſchaft und Untergang bereiten! Der 
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Geiſt verliert ſich in dem Abgrund eines ſolchen Unſinnes. 
Aber nein! Die ewige Wahrheit des Rechts und der Vernunft 
läßt ſich nicht ſo leicht durch die Verirrungen menſchlicher Af— 
terweisheit zu Nichte machen. Dem Grundſatze der Nicht⸗ 
Verantwortlichkeit zum Trotze tritt doch Verantwortung ein, 
ſobald das Uebel ein gewiſſes Maaß erreicht hat. Nur macht 
ſie ſich, weil kein geſetzlicher Weg gegeben iſt, durch Ge— 
walt geltend: ſie tritt auf als Privatrache, oder als — Re⸗ 
volution. Wie das unterirdiſche Feuer da, wo es keinen 
regelmäßigen Ausgang findet, die Erde weit und breit erſchüt⸗ 
tert und Alles in Trümmer begräbt, ſo wirkt das verletzte 
Recht der Völker, wenn ihm kein geſetzlicher Weg zu Abhülfe 
und Genugthuung offen ſteht. 

Man hat alſo eigentlich nicht die Wahl zwiſchen Verant⸗ 
wortlichkeit und Nichtverantwortlichkeit des Staatsoberhauptes 
ſondern nur zwiſchen Verantwortlichkeit auf geſetzlichem, und 
Verantwortlichkeit auf ungeſetzlichem, gewaltſamen Wege. Wie 
könnte irgend Jemand, der Anſpruch auf geſundes Urtheil macht 
auch nur einen Augenblick in der Wahl ſchwanken? 

Manche behaupten, das Prinzip der Erblichkeit des 
Staatsoberhauptes ziehe das der Nicht-Verantwortlichkeit 
nothwendig nach ſich, weil die Erblichkeit in keinem Fall an⸗ 
getaftet werden dürfe. 

Wäre dieſe Behauptung richtig, ſo würde ſie ein entſchie⸗ 
denes Argument mehr gegen die Erblichkeit liefern, denn ſchlöſſe 
die Erblichkeit wirklich die Verantwortlichkeit abſolut aus, ſo 
müßte man ſie doppelt verdammen. 

Aber die Behauptung iſt nicht einmal wahr. Denn eines⸗ 
theils läßt ſich die Beſtrafung eines pflichtvergeſſenen Staats⸗ 
oberhauptes denken, ohne daß gerade die Erblichkeit beeinträch⸗ 
tigt würde, — z. B. durch zeitweilige Entſetzung vom Amte 
durch definitive Erſetzung des ſchuldigen Staatsoberhauptes 
durch ſeinen erblichen Nachfolger; bei geringern Vergehen 
vielleicht durch Entziehung eines Theils ſeiner Einkünfte, u. ſ. w. 
Anderntheils iſt nicht einzuſehen, warum nicht, in wichtigen 


Fällen, die Strafe gradezu in Entſetzung und Aufhebung der 
misbrauchten erblichen Gewalt beſtehen könnte, ohne daß man 
das Prinzip ſelbſt umſtieße. Will man in einem ſolchen Falle 
durchaus am Prinzip der Erblichkeit feſthalten, ſo wird ſich 
gar leicht ein Anderer finden, der es ſich gern gefallen läßt, 
und der ſich, um es nicht neuer Gefahr auszuſetzen, vielleicht 
beſſer aufführen wird. 

Welches iſt nun aber — wenn es die Erblichkeit nicht iſt — 
die eigentliche Quelle, aus welcher das widerſinnige Prinzip 
der Nicht⸗Verantwortlichkeit geſchöpft wurde? Die Antwort 
iſt ſehr einfach: es iſt der göttliche Urſprung des Herrſcher— 
rechts. Denn da Gott nicht fehlen und nicht beftraft werden 
kann, ſo muß daſſelbe auch von Denen gelten, die das Recht 
zu herrſchen unmittelbar von ihm erhalten haben, — von ſei— 
nen Stellvertretern auf Erden. Die Heiligkeit des geſalb— 
ten Hauptes iſt es, worin die Erlaubniß liegt, ungeſtraft zu 
ſündigen und zu freveln. 

Wer dies klar einſieht, dem wird es keinen Augenblick 
zweifelhaft ſeyn, daß mit der ſinnloſen und gottesläſterlichen 
Fabel von der göttlichen Verleihung des Herrſcherrechts 
auch das Prinzip der Nicht-Verantwortlichkeit für immer uns 
terſinken muß. 

Welche Thorheit iſt es, auf der einen Seite Volks ſou— 
veränität anzuerkennen, und auf der andern das Staats— 
Oberhaupt für nicht- verantwortlich zu erklären! Wir 
haben alsdann einen Souverän, der ſich von ſeinem eignen 
Beamten mishandeln laſſen muß, ohne ihn auf geſetzlichem 
Wege zur Rechenſchaft ziehen zu können. In der That, eine 
herrliche Conſequenz! Es iſt klar: Wo Volksſouveränität eine 
Wahrheit ſeyn ſoll, da muß nothwendig das Staatsober— 
haupt verantwortlich ſeyn. 

Aber man hat ja ein Kunſtſtück erfunden, wodurch Alles 
gut gemacht und jede Schwierigkeit beſeitigt wird. Man er— 
klärt das Staatsoberhaupt für nicht- verantwortlich deſſen 
Miniſter aber für verantwortlich, und beſtimmt zugleich, daß 
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fein Akt des Staatsoberhauptes ohne die Unterſchrift eines 
Miniſters gültig ſeyn ſoll. | 

Allein mit dieſem Auskunftsmittel iſt eines Theils der 
abſoluten Vernunftwidrigkeit des Prinzips nicht abgeholfen, ſo 
wenig als der ungebührlichen und ſchädlichen Idee, die es dem 
Staatsoberhaupte von ſeiner perſönlichen Erhabenheit und Hei⸗ 
ligkeit beibringt; im Gegentheil wird Beides noch dadurch vers 
ſtärkt, daß man, um den Hauptſünder aus dem Spiele zu 
laſſen, eine Art Sündenböcke macht, die alle Schuld tragen 
ſollen. Anderntheils entſpricht auch, wie die Erfahrung ges 
nugſam gelehrt hat, dieſes Auskunftsmittel durchaus nicht ſei⸗ 
nem Zwecke. Denn auf der einen Seite behält das unverant⸗ 
wortliche Staatsoberhaupt, beſonders wenn ihm die Natur ei⸗ 
niges Talent und Feſtigkeit oder Eigenſinn verliehen hat, ſtets 
einen überwiegenden Einfluß auf Alles was geſchieht, wie es 
namentlich das Beiſpiel Louis Philippe's in feinem Verhält⸗ 
niſſe zu den Premierminiſtern Thiers und Guizot, — ſo aus⸗ 
gezeichnet auch dieſe als Staatsmänner und Redner waren, — 
eindringlich genug beweiſt; und auf der andern Seite iſt es 
äußerſt ſchwierig, ja faſt unmöglich, das Prinzip der Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter praktiſch in Vollzug zu ſetzen, wenn 
ſie unter dem mächtigen Schutze eines un verantwortlichen Mo« 
narchen ſtehen, der mit ihrer Sache zugleich die ſeinige ver⸗ 
theidigt, — der die bewaffnete Macht zu ſeiner Verfügung 
hat, — den ein Nimbus der Heiligkeit und Unantaſtbarkeit 
umgiebt, und deſſen Name ſo erhaben iſt, daß er in den Ver⸗ 
handlungen der Volksvertreter nicht einmal genannt werden 
darf! Auch dies lehrt die Erfahrung zur Genüge. Denn ſeit 
wir verfaſſungsmäßige Monarchien kennen, iſt nur ein einziger 
Fall vorgekommen, wo die Verantwortlichkeit der Miniſter zu 
einem wirklichen Verfahren und zu einer Verurtheilung führte, 
obwohl Jedermann zugeben wird, daß oft genug Stoff dazu 
vorhanden war. Jener Fall betraf die Miniſter Karl X. von 
Frankreich, und was wohl zu bemerken iſt, ſelbſt in dieſem 
einzigen Falle geſchah es nicht durch ruhige und regelmäßige 
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Anwendung des Verfaſſungsgeſetzes, ſondern in Folge einer 
Revolution. 

Man täufhe ſich nicht! Nur da, wo noch abſolute 
Monarchie beſteht, umglänzt von dem Trugbilde göttlicher 
Verleihung, iſt Nicht-Verantwortlichkeit des Staatsoberhaup— 
tes zuläßig, nur da iſt ſie begreiflich. Denn da giebt es kein 
Geſetz; oder vielmehr, da iſt Geſetz was der Monarch will, 
es ſey gut oder ſchlecht, nützlich oder verderblich. Wo aber 
ein Rechtszuſtand iſt, — wo Geſetze beſtehen und herr— 
ſchen ſollen, da muß auch für die Uebertretung des Geſetzes 
eine Strafe ſeyn, gleichviel wer der Uebertreter ſey; ſonſt hört 
das Geſetz auf, Geſetz zu ſeyn. Wo alſo das Staatsoberhaupt 
nur Vollſtrecker der Geſetze iſt und ſeine Gewalt nicht von 
Gott, ſondern von dem ſouveränen Volke empfangen hat, 
(wie dies auch in jeder verfaſſungsmäßigen Monarchie aner— 
kannt werden ſollte) da muß der Regierende verantwort— 
lich ſeyn, gleichviel ob ſeine Gewalt eine erbliche ſey, oder 
nicht. Ja noch mehr: wo ſie erblich iſt, da erſcheint die 
Verantwortlichkeit um ſo nöthiger, weil hier die Gefahr der 
Uebertretung des Geſetzes um ſo größer iſt, und überdies die 
Garantie für Talent und Geſinnung, welche ſich ſtets an eine 
Wahl knüpft, gänzlich mangelt. 

Daß in den Vereinigten Staaten der Präſident, ſo gut 
wie jeder andere Staatsbeamte, verantwortlich iſt, verſteht 
ſtch von ſelbſt, und wir ſchließen dieſen $., indem wir die 
auf dieſen Punkt bezüglichen Beſtimmungen der amerikaniſchen 
Verfaſſungsurkunde hier mittheilen. 

1) Der Präſident hat bei ſeinem Amtsantritt folgenden Eid 
zu leiſten: „Ich ſchwöre feierlich, daß ich das Amt ei— 
nes Präſidenten der Vereinigten Staaten treu verwalten, 
und mit aller Einſicht und Kraft, die mir zu Gebote 
ſtehen, die Verfaſſung der Vereinigten Staaten erhalten 
und beſchützen will.“ 

2) Der Präſident, Vice-Präſident, und alle Bundesbeamten 
der Vereinigten Staaten ſollen ihres Amtes entſetzt werden, 
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wenn fie des Hochverrathes, der Beſtechung, oder anderer 
ſchwerer Amtsvergehen angeklagt und überwieſen werden. 

3) Die Gerichtsbarkeit in ſolchen Fällen ſteht allein dem 
Senate zu. Wenn er zu dieſem Zwecke ſitzt, ſo hat je⸗ 
des Mitglied einen beſondern Richtereid zu leiſten. Die 
Verurtheilung erfordert eine Mehrheit von zwei Dritt⸗ 
theilen aller anweſenden Mitglieder. 

4) Das Urtheil des Senats kann, im Falle ſolcher Ankla⸗ 
gen, nicht weiter gehen, als daß der Ueberwieſene ſei⸗ 
nes Amtes entſetzt und unfähig erklärt wird, künftighin 
Beamter der Vereinigten Staaten zu ſeyn. Der Ver⸗ 
urtheilte kann jedoch (wenn ſein Fall unter die Anwen⸗ 
dung der allgemeinen Strafgeſetze fällt) vor den gewöhn⸗ 
lichen Gerichten angeklagt, verurtheilt und beſtraft werden. 

Dies ſind die einfachen Beſtimmungen, welche bisher den 
Vereinigten Staaten eine gewiſſenhafte und in jedem Sinn er⸗ 
folgreiche Staatsverwaltung geſichert haben. 
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§. 9. 
Nur ein Staatsoberhaupt oder mehrere? Kurze 
oder lange Amtszeit? Unmittelbare Wieder⸗ 
erwählung? 


Da unſere Abſicht blos dahin geht, einige einzelne Punkte 
von beſonderer Wichtigkeit in dieſen §§. abzuhandeln, jo übers 
gehen wir hier die Unterſchiede, welche zwiſchen der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Monarchie und der Republik in Bezug auf Staats⸗ 
verwaltung im engern Sinne, namentlich in Bezug auf Koſt⸗ 
ſpieligkeit des Staatshaushalts, auf Steuerweſen, auf ſtehende 
Heere, auf Unterrichtsanſtalten, auf das Verhältniß der Be⸗ 
amten zum Volke, u. ſ. w. obwalten. Dieſe Unterſchiede 
ſind ohnehin groß und auffallend genug, um von Jedem, der 
nur ſeine Gedanken darauf richten will, deutlich erkannt zu 
werden. Einige andere Fragen aber, welche mehr die Ver⸗ 
faſſung ſelbſt betreffen, und welche in der Ueberſchrift dieſes 
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§. angedeutet ſind, wollen wir für Diejenigen unſerer Leſer, 
die der Republik den Vorzug geben — (denn dieſe Fragen 
beziehen ſich nur auf die republikaniſche Staatsform) — 
etwas näher in's Auge faſſen. 

I. Iſt es beſſer, daß die vollziehende Gewalt in der Re— 
publik nur Einem oder Mehrern anvertraut werde? 

Theorie und Erfahrung entſcheiden für ein Staatsober— 
haupt. Wäre irgend eine Einrichtung denkbar, welche eine 
ſtete Einſtimmigkeit unter mehrern Staatsoberhäuptern ver— 
bürgte, ſo müßte man eine Mehrzahl, ein Collegium, für die 
Ausübung der vollziehenden Gewalt vorziehen; denn Berathung 
iſt immer heilſam, und die einſtimmige Entſcheidung Meh— 
rerer hat ein größeres moraliſches Gewicht, als die eines Ein— 
zigen. Aber eine ſolche Bürgſchaft iſt unmöglich. Im Gegen— 
theil, Meinungsverſchiedenheit iſt nirgends ſo gewiß, als in 
einem ſolchen Collegium. Denn in einer Republik werden 
immer Partheien ſeyn, und es iſt anzunehmen, daß die Haupt⸗ 
partheien mehr oder weniger in dem vollziehenden Collegium 
vertreten ſeyn werden. Das Collegium wird daher oft nur 
mit ſchwacher Stimmenmehrheit, und ſelten oder nie einmü— 
thig entſcheiden. Dies wird einestheils zu langen Diskuſſio— 
nen, mithin zu großem Zeitverluſte und zur Verſäumung der 
rechten Stunde führen, anderntheils den Beſchluß ſelbſt ſchwä— 
chen, und ſo die vollziehende Gewalt in jeder Hinſicht lähmen. 
Ja es iſt anzunehmen, daß ſelbſt die Majorität, in der Voll— 
ziehung des Beſchluſſes, aus Rückſicht und Schonung für die 
abweichenden Anſichten der Minorität, oft mit weniger Energie 
und Entſchiedenheit verfahren wird, als der Fall erfordert, 
während die Minorität ihrerſeits den ihren Anſichten wider— 
ſprechenden Beſchluß nach Kräften in der Vollſtreckung wird zu 
hemmen ſuchen. So kommt nothwendig Säumniß, Unentſchie— 
denheit und Schwäche in den Gang der vollziehenden Gewalt, 
wie es ganz neuerlich die Geſchichte des proviſoriſchen Regie— 
rungs⸗Collegiums in Frankreich wieder fo auffallend gezeigt 
hat, obwohl man den einzelnen Mitgliedern deſſelben perfün- 
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liche Energie und Entſchloſſenheit ſchwerlich wird abſprechen 
können. | 

Wir halten es daher in dieſer Frage mit Vater Hom er 
der irgendwo ſagt: - 
„Vielherrſchaft ift Gefahr: nur Einer führe das Machtwort!“) 
Der weiſe Sänger meinte das zwar nur in Bezug auf den 
Kriegsbefehl; aber der Ausſpruch gilt eben ſo gut, und aus 
denſelben Gründen, für die vollziehende Staatsgewalt, ſelbſt 
in der Republik. 

Dazu kommt noch ein anderer Grund. Die vollziehende 
Gewalt muß verantwortlich ſeyn; die Verantwortlichkeit aber 
iſt weit ſchwerer zu beurtheilen und in Anwendung zu bringen 
wenn die vollziehende Behörde aus mehreren Perſonen, als 
wenn ſie nur aus Einer beſteht. Wenigſtens müßte bei jedem 
Beſchluſſe genau und feierlich beurkundet werden, in welchem 
Sinne jedes Mitglied ſtimmte; denn ſolidariſch könnte man ſie 
unmöglich verantwortlich machen. 

II. Iſt es beſſer, daß die Amtsdauer der vollziehenden 
Behörde lang oder kurz ſei? 

Für eine längere Dauer läßt ſich Folgendes anführen: 

1) Die Perſon, welcher die vollziehende Gewalt anvertraut 
iſt, erlangt durch eine längere Amtsdauer mehr Einſicht, 
Uebung und Sicherheit in den Staatsgeſchäften. 

2) Der Geiſt, in welchem verwaltet wird, bleibt für eine 
längere Periode ein gleichmäßiger. 

3) Die Aufregung, welche eine Wahl des Staatsoberhaup⸗ 
tes mit ſich bringt, tritt ſeltener ein. 

0 Dieſe Gründe ſind nicht ohne einiges Gewicht; aber die 
Gegengründe ſind ſtärker. Denn 

1) Lange Amtsführungen ſind überhaupt unrepublikaniſch. 

Sie machen den Beamten geneigt, das Amt als eine 
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Verſorgung zu betrachten, und erregen nach und nach 
in ihm die Idee, daß das Amt mehr für den Mann, als 
der Mann für das Amt da ſey. Sie machen die Be— 
amten leicht zu einer Kaſte, die ſich für etwas Beſſeres 
hält, als die übrigen Staatsbürger. Sie gewöhnen die 
Beamten zu ſehr an die Ausübung amtlicher Gewalt, 
untergraben das Gefühl der bürgerlichen Gleichheit, 
und nähren Hochmuth und Beamtenſtolz. Der letztere 
Grund wird um ſo ſtärker, je höher das Amt iſt, 
und gilt mithin auch beſonders von dem des Staats— 
oberhauptes. 

2) Je einflußreicher ein Amt iſt, je mehr Macht es gewährt, 
deſto kürzer ſollte die geſetzliche Amtsdauer ſeyn. Denn 
eine übele Wahl (und eine ſolche Wahl iſt doch immer 
möglich) bringt dann um ſo ſchlimmere Folgen, und es 
wird daher um ſo wichtiger, daß die Zeit, wo dem Uebel 
durch eine neue Wahl abgeholfen werden kann, nicht all— 
zu entfernt ſei. 

3) Die Gefahr, daß die höchſte Staatsgewalt misbraucht 
werde, oder gar in Uſurpation ausarte, wächſt im Ver— 
hältniß der längern Amtsdauer. 

4) Wir haben ſchon weiter oben ($. 6.) ausgeführt, daß 
heftige oder gar blutige Partheikämpfe bei der Wahl 
des Staatsoberhauptes um ſo weniger zu befürchten ſind, 
je öfter dieſe Wahl ſich wiederholt; weil dann die un— 
terliegende Parthei ſich weit lieber auf eine baldige neue 
Wahl vertröſtet, als durch Empörung und Bürgerkrieg 
Alles auf das Spiel ſetzt. Allerdings tritt, bei kurzer 
Amtsdauer, die Aufregung, welche ſich an die Wahl 
knüpft, öfter ein; allein ſie iſt auch um ſo weniger ge— 
fährlich. Ungefährliche Aufregungen aber find kein Uebel; 
ſie ſind vielmehr nöthig und heilſam, denn ſie friſchen 
das Intereſſe des Volkes an den öffentlichen Angelegen— 

Hilgard, Monarchie u. Republik. 4 


heiten auf, und veranlaſſen es, den Stand derſelben 

beſſer kennen zu lernen. | 

5) Was die größere Geſchäftserfahrung betrifft, die aus 
einer längern Amtsdauer entſpringt, ſo hat es damit 
zwar allerdings ſeine Richtigkeit. Allein dies iſt darum 
ohne großes Gewicht, weil in einem republikaniſchen 
Staate, wo ſo viele ausgezeichnete Männer an der Be⸗ 
ſprechung und Leitung der öffentlichen Angelegenheiten 
Theil nehmen, ſtets ein Ueberfluß an tüchtigen Staats- 
männern vorhanden iſt, die in allen Geſchäften und Ver⸗ 
hältniſſen der höhern Staatsverwaltung nicht weniger 
bewandert ſind, als das eben fungirende Staatsoberhaupt, 
und daß es daher nie an vollkommen geeigneten Candi⸗ 
daten zur Beſetzung dieſes Amtes fehlt. Glaubt man 
wohl, daß die Römer jemals in Verlegenheit waren, ein 
Paar tüchtige und geſchäftskundige Conſuln zu finden, 
weil das Amt derſelben nur ein Jahr dauerte? 

6) Der Einwand endlich, daß bei längerer Amtsdauer der 
Geiſt, in welchem verwaltet wird, für eine längere Pe⸗ 
riode ein gleichmäßiger bleibe, erſcheint darum ſchwach, 
weil in der Republik der Geiſt, welcher die Regierung 
beſeelt und leitet, ſich weniger nach der Perſönlichkeit 
des Staatsoberhauptes, als nach dem Intereſſe des Gan⸗ 
zen und nach dem Impulſe richtet, den die vollziehende 
Gewalt von der geſetzgebenden — von der Verſammlung 
der Volksvertreter — empfängt. 

Nach allen dieſen Betrachtungen würden wir lieber für 
eine kurze, als für eine lange Amtsdauer der vollziehenden 
Behörde ſtimmen. Der Präſident der Vereinigten Staaten 
wird auf vier Jahre erwählt, und wir halten dieſe Zeit eher 
für zu lang als zu kurz. Wir würden uns für zwei, höch⸗ 
ſtens für drei Jahre erklären. | 

III. Iſt es rathſam, daß die Verfaſſung die unmittel⸗ 
bare Wiedererwählung derſelben Perſon zum Staats⸗ 
oberhaupte geſtatte? 


Dieſe Frage iſt von großer Wichtigkeit, und wir ver— 
neinen ſie ohne Bedenken. Es läßt ſich zwar für die un— 
mittelbare Wiedererwählung ſagen, daß es ſonderbar ſei, 
wenn die Verfaſſung das Volk verhindere, den Mann, der 
die vollziehende Macht während ſeiner erſten Amtsführung 
wohl verwaltet und ſich als beſonders weiſe und tüchtig be— 
währt hat, gleich wieder mit derſelben Würde zu bekleiden; 
ja daß in der Ausſicht auf unmittelbare Wiedererwählung der 
größte Antrieb liege, ſich in der Erfüllung ſo wichtiger Amts— 
pflichten auszuzeichnen. 

Allein es giebt zwei Hauptgründe, die weit ſtärker für 
die verneinende Antwort ſprechen. Der erſte iſt, daß die un— 
mittelbare Wiedererwählung nicht nur alle Nachtheile, die wir 
weiter oben als allgemeine Folgen einer zu langen Amtsdauer 
bemerklich gemacht haben, nach ſich zieht, ſondern auch bei 
einem Amte, das ſo große Macht verleiht, wie das eines 
Staatsoberhauptes, die Gefahr der Uſurpation in ſich 
ſchließt, eine Gefahr die um ſo größer iſt, je ausgezeich— 
neter die Verdienſte und Talente des Mannes ſind, und 
je mehr deſſen Perſönlichkeit das Volk blendet. In jedem 
republikaniſchen Staate, ſo wohl er auch ſonſt geordnet ſeyn 
mag, werden von Zeit zu Zeit ungewöhnliche Verhältniſſe ein— 
treten, wo eine Uſurpation möglich wird, und dann pflegt es 
auch nicht an einem kühnen und hochſtrebenden Manne zu 
fehlen, der ſolche Umſtände zu benutzen ſucht. Die Ver— 
faſſung muß daher alles thun was ſie kann, um einer ſolchen 
Gefahr vorzubeugen. 

Ein zweiter Grund, den wir für noch dringender und 
entſcheidender halten, iſt, daß das Staatsoberhaupt, welches 
nach Ablauf der Amtszeit unmittelbar wieder wählbar iſt, in 
einer ſteten und unwiderſtehlichen Verſuchung ſeyn wird, den 
großen Einfluß, den ſeine Stellung ihm gewährt, zur Si— 
cherung ſeiner Wiedererwählung zu benützen. Seine 
Amtsführung wird daher inſofern eine partheiiſche ſeyn. 

4 * 


Er wird feine Freunde und Anhänger ungebührlich begünſti⸗ 
gen und die Anhänger abweichender politiſcher Anſichten oder 
anderer Candidaten ungebührlich zurückſetzen; er wird, da die 
Beſetzung der Aemter hauptſächlich in ſeiner Hand liegt, ſie 
nur Denen verleihen, von welchen er erwarten kann, daß ſie 
ſeine Wiedererwählung fördern werden. Mit einem Worte, 
die Ausſicht auf Wiedererwählung begründet für das fungi⸗ 
rende Staatsoberhaupt ein mächtig wirkendes perſönliches 
Intereſſe, das mit dem Staatsintereſſe in Widerſpruch ſteht 
und daher in ähnlicher Weiſe wie die Erblichkeit im monarchi⸗ 
ſchen Staate, nachtheilig auf die Staatsverwaltung wirkt. 

In den Vereinigten Staaten hat die Verfaſſung die uns 
mittelbare Wiedererwählung des Präſidenten nicht unterſagt, 
und mehrere der Präſidenten, ja die meiſten, ſind wiederer— 
wählt worden. Allein die ſchlimmen Einwirkungen dieſes Sy— 
ſtems, oder was beinah auf daſſelbe hinausläuft, der Ver— 
dacht, daß ſolche Einwirkungen Statt finden, und die da⸗ 
raus entſpringenden heftigen Vorwürfe und Anfeindungen, 
haben daſſelbe bereits in der öffentlichen Meinung ſo ſehr in 
Miskredit gebracht, daß künftig die unmittelbare Wiederer— 
wählung eines Präſidenten der Vereinigten Staaten eine mo⸗ 
raliſche Unmöglichkeit ſeyn wird, und daß der jetzige Präſident 
(J. Poll) bei ſeinem Amtsantritt feierlich ſein Wort gab, in 
keinem Falle als Candidat für eine unmittelbare Wiederer- 
wählung auftreten zu wollen. Auch ſind die beiden großen 
politiſchen Partheien in den Vereinigten Staaten über dieſen 
Punkt vollkommen einverſtanden, und es iſt ſchon öfter die 
Rede davon geweſen, die Verfaſſung ſelbſt in dieſer Bezieh⸗ 
ung abzuändern. 

Der Verfaſſungsentwurf der neuen franzöſiſchen Republik 
hat das Verbot der unmittelbaren Wiedererwählung aufges 
nommen, und man muß dies um ſo mehr loben, da ein fol» 
ches Verbot nach den Verhältniſſen Frankreichs (ſo wie jedes 
andern Landes in welchem das republikaniſche Syſtem neu 
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ift) offenbar noch weit nöthiger erſcheint, als in den Verei⸗ 
nigten Staaten. 

Im Uebrigen verſteht ſich von ſelbſt, daß der Wiederer⸗ 
wählung eines frühern Staatsoberhauptes, nach Ablauf der 
dazwiſchen liegenden Amtszeit eines Andern, kein vernünftiger 
Grund im Wege ſteht; und in der Ausſicht auf eine ſolche 
Wiedererwählung liegt auch für das fungirende Staatsober— 
haupt Antrieb genug, in Erfüllung ſeiner Amtspflichten ſich 
möglichſt auszuzeichnen, wenn man überhaupt annehmen will, 
daß es hiezu eines beſondern Antriebs bedürfe. 


0. 


Eine oder zwei Kammern? Veto. Majorität und 
Minorität. Schluß. 


Es ſei uns erlaubt, über zwei weitere hochwichtige Fra— 
gen, die ſowohl der verfaſſungsmäßigen Monarchie als der 
Republik angehören, einige Betrachtungen hier niederzulegen. 

J. Iſt es beſſer, daß die Volksvertretung ſich in einer 
einzigen Kammer vereinige, oder ſich in zwei Kammern theile? 

Wir ſtimmen ſehr entſchieden für zwei Kammern, jedoch 
nur unter der ausdrücklichen Bedingung, daß die Kammer, 
welche man die erſte oder höhere zu nennen pflegt — (wir 
wollen ſie Senat nennen) — kein beſonderes Staats- 
intereſſe vertrete und keiner beſondern Vorrechte genieße, 
auch nicht erblich ſei oder von der Ernennung des Staats— 
oberhauptes abhänge, ſondern, gleich der andern Kammer, 
aus freier Volkswahl hervorgehe. In dieſem Falle 
bildet fie blos eine zweite In ſtanz, deren Aufgabe iſt, die 
Beſchlüſſe der andern Kammer nochmals zu prüfen, und zu 
beſtätigen oder zu misbilligen. Geht der Senat, wie das an— 
dere Haus, aus freier Volkswahl hervor, und vertritt er kein 
beſonderes Intereſſe, ſo wird er in gleichem Geiſte handeln 
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wie die andere Kammer, d. h. im Intereſſe des Geſammt⸗ 
wohls. Er hat dann ganz die Stellung eines obern Gerichts, 
welches die Entſcheidung des erſten Richters nochmals prüft, 
und zwar in demſelben Geiſte prüft. Oder vielmehr, um rids 
tiger zu ſprechen, beide Kammern werden abwechſelnd erſte 
und zweite Inſtanz ſeyn, namentlich da, wo die Iniative 
beiden Kammern gehört. Eine ſolche doppelte Prüfung aber 
muß man gewiß heilſam und nöthig finden, wenn man er⸗ 
wägt, wie leicht auch zahlreiche Verſammlungen (die zahlreich— 
ſten vielleicht am leichteſten) ſich durch Eindrücke des Augen⸗ 
blicks zu Uebereilungen hinreißen laſſen; ferner, wie oft ein 
Beſchluß mit gar ſchwacher Mehrheit — vielleicht nur mit 
der Mehrheit einer einzigen Stimme — zu Stande kommt, 
und wie wenig Garantie alsdann für die Weisheit und Zweck- 
mäßigkeit eines ſolchen Beſchluſſes gegeben iſt, wenn er ſogleich 
und ohne Berufung definitiv wird. Man bedenke, daß für die 
Entſcheidung der geringſten Privatſtreitigkeit zwei gerichtliche 
Inſtanzen nöthig befunden werden, meiſt ſogar drei. Und da, 
wo von den Angelegenheiten eines ganzen Volkes die Rede 
iſt, von Maaßregeln und Geſetzen, bei denen vielleicht das 
ganze Staatswohl auf dem Spiele ſteht, da wollte man es 
bei einer Inſtanz bewenden laſſen?! 

Die Sache iſt ſo einfach, daß ſich wohl ſchwerlich ver— 
ſchiedene Anſichten darüber gebildet haben würden, wenn man 
nicht gewohnt wäre, ſich unter einer erſten Kammer ſtets ei⸗ 
nen bevorrechteten, ariſtokratiſchen, ein beſonderes Intereſſe vers 
tretenden, den volksthümlichen Richtungen abgeneigten Staats- 
körper zu denken. Das war freilich der Senat in Rom, und 
das ſind auch die erſten Kammern in allen conſtitutionellen 
Monarchien die wir kennen, bisher geweſen, mögen ſie Ober— 
haus, Pairskammer, Reichsrath oder anderſt heißen. Allein 
dies iſt nicht weſentlich, und wenn das Zweikammerſyſtem im 
rechten Sinne eingerichtet iſt, wenn beide Kammern, aus der⸗ 
ſelben Quelle hervorgehend und von demſelben Intereſſe be⸗ 
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feelt, keine andere Beſtimmung haben, als ſich gegenſeitig zu 
controlliren und gefährlichen Uebereilungen zuvorzukommen, 
dann iſt es gewiß bei weitem mehr geeignet, die Freiheit und 
Wohlfahrt der Staatsbürger zu gewährleiſten, als eine ein⸗ 
zige Kammer. 

In den Vereinigten Staaten beſteht das Zweikammerſy⸗ 
ſtem in dieſem Sinne, und die weſentlichen Umriſſe deſſelben 
ſind folgende. 

Alle geſetzgebende Gewalt (in Bundesſachen) beruht auf 
einem Congreß, der aus einem Senat und einem Repräſen⸗ 
tantenhauſe beſteht. 

Die Mitglieder des Repräſentantenhauſes werden auf zwei 
Jahre von dem Volke der einzelnen Bundesſtaaten nach dem 
Maaßſtabe der Bevölkerung gewählt, und zwar nach der 
Wahlart, die jeder Staat für ſeine eigne geſetzgebende Be⸗ 
hörde eingeführt hat. 

Die Senatoren werden auf ſechs Jahre gewählt, und 
zwar von der geſetzgebenden Behörde jedes Staates. Ihre 
Zahl richtet ſich nicht nach der Bevölkerung, ſondern jeder 
Staat, groß oder klein, ſendet zwei Senatoren. 

Der Congreß verſammelt ſich wenigſtens einmal in jedem 
Jahre. Jedes Haus ernennt ſeine Beamten und beſtimmt die 
Form ſeiner Verhandlungen. 

Die Mitglieder beider Häuſer erhalten Entſchädigung wäh⸗ 
rend der Dauer der Sitzungen, und Vergütung der Reiſeko⸗ 
ſten. Niemand, der ein Bundesamt bekleidet, kann Mitglied 
des Congreſſes ſeyn. 

Jedes Geſetz und jeder Beſchluß muß, um gültig zu ſeyn, 
von beiden Häuſern genehmigt werden. Jedes Haus hat die 
Iniative; doch können Steuergeſetze nur von dem Repräſen⸗ 
tantenhauſe ausgehen. 5 

Alle Geſetze und Beſchlüſſe werden, nachdem fie von bei— 
den Häuſern genehmigt ſind, dem Präſidenten zur Beſtätigung 
und Unterſchrift vorgelegt. Der Präſident hat ein beſchränk⸗ 
tes Veto, — worüber nachher. 
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In dieſer ganzen Einrichtung ſcheint uns viele Weisheit 
zu liegen. Zwiſchen den Senatoren und Repräſentanten ſind, 
wie man bemerkt haben wird, gewiſſe Unterſchiede, namentlich 
1) in Bezug auf die Wahlart, — indem die Repräſentan⸗ 
ten direkt vom Volke, die Senatoren vermittelſt einer Wahl— 
ſtufe erwählt werden; 2) in Bezug auf die Amtsdauer, — 
indem die Repräſentanten zwei, die Senatoren ſechs Jahre 
fungiren; in Bezug auf perſönliches Alter, — indem 
der Repräſentant wenigſtens 25, der Senator wenigſtens 30 
Jahre alt ſeyn muß; endlich 4) in Bezug auf den Ma aß⸗ 
ſtab der Vertretung, — indem die Zahl der Repräſen⸗ 
tanten ſich nach der Bevölkerung richtet, während die der 
Senatoren für jeden Staat dieſelbe iſt, ohne Rückſicht auf 
deſſen Größe oder Bevölkerung. Dieſe Unterſchiede ſtellen, 
wie man leicht einſehen wird, ein vortreffliches Gleichgewicht 
zwiſchen den verſchiedenen Intereſſen her, die ſich bei den Ver—⸗ 
handlungen des Congreſſes durchkreuzen können, ohne das eine 
oder das andere Haus durch Urſprung oder Beſtimmung auch 
nur im mindeſten dem Volks intereſſe zu entfremden. 

Uebrigens können wir uns der Bemerkung nicht enthalten, 
daß wenn die ruhigen, beſonnenen, praktiſchen Amerikaner 
zwei Kammern für nöthig erachtet haben, um ihren Congreß 
vor Irrthum und Uebereilung zu bewahren, eine ſolche Vor— 
ſicht bei den beiden europäiſchen Nationen, die jetzt nach durch— 
greifender politiſcher Reform ſtreben, und die ſich der eben 
erwähnten Vorzüge keineswegs in ſehr hohem Maaße rühmen 
können, doppelt nöthig ſeyn dürfte. Wir ſprechen, wie ſich 
von ſelbſt verſteht, von den heißblütigen, ungeduldigen Franz 
zoſen, und von unſern lieben Landsleuten, den Deutſchen, die 
uns verzeihen werden, wenn wir ſagen, daß ſie abwechſelnd 
ein wenig an theoretiſcher Syſtemſucht und an übermäßigem 
Enthuſiasmus leiden. Ueberdies ſind in den Vereinigten Staa— 
ten alle öffentlichen Verhältniſſe, die innern wie die äußern, 
bei weitem einfacher und leichter zu behandeln, als in den bei— 
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den erwähnten Ländern, befonders in Deutfchland, wo eine 
Verwickelung eriftirt, die Schwindel erregt, und die in ber 
ganzen Weltgeſchichte ihres Gleichen ſucht. 

II. Soll dem Staatsoberhaupte ein Veto gegen die 
Beſchlüſſe der Kammer oder Kammern zuſtehen, — und ſoll 
dieſes Veto ein beſchränktes oder unbeſchränktes ſeyn? 

Auf den erſten Blick hat es den Anſchein, als widerſpreche 
es dem Begriff der Volksſouveränität, und ſelbſt dem Prinzip 
der ſcharfen Theilung der Gewalten, wenn der vollziehenden 
Macht ein Veto gegen die Akte der geſetzgebenden geſtattet 
wird. Doch verſchwindet dieſes Bedenken bei näherer Betrach— 
tung der Sache namentlich da, wo das Staatsoberhaupt ſelbſt 
aus der Wahl des Volkes hervorgeht. Denn in dieſem Falle 
vertritt daſſelbe den Volkswillen eben ſo gut als die Kammern, 
und das Veto geht dann eben ſo gut aus der Volksſouverä— 
nität hervor, als der Beſchluß der Kammern. Was aber die 
Theilung der Gewalten betrifft, die ohnehin nicht wohl mit 
ſtreng logiſcher Schärfe überall durchgeführt werden kann 2); 
und auch in fo abfoluter Strenge nicht als weſentlich erſcheint, 
ſo wird dieſer Einwand um ſo ſchwächer, wenn das Veto ein 
beſchränktes und blos ſuspenſives iſt. In keinem Lande ſind 
republikaniſche, und zwar demokratiſch-republikaniſche Grund— 
ſätze ſo rein und folgerecht durchgeführt, als in den Vereinig— 
ten Staaten; und dennoch giebt hier die Verfaſſung dem Prä⸗ 
ſidenten ein (beſchränktes) Veto. Es beſteht darin, daß er 
einem Geſetz oder Beſchluſſe des Congreſſes ſeine Unterſchrift 


*) Dies iſt ſelbſt in den Vereinigten Staaten nicht der Fall, wo 
z. B. der Präſident nur mit Zuſtimmung des Senates die hö— 
hern Beamten ernennen und Staatsverträge abſchließen kann. 
Im Staat Illinois nahm, bis vor Kurzem, der oberſte Gerichts— 
hof des Staates weſentlichen Antheil an der geſetzgebenden Ge— 
walt, indem ihm, gemeinſam mit dem Gouverneur, eine Revi⸗ 
ſion der Kammerbeſchlüſſe und ein beſchränktes Veto dagegen 
zuftand. 
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verſagen und ihn an den Congreß zurückſenden kann, der dann 
die Verhandlung darüber, in gewöhnlicher Form, von neuem 
vorzunehmen hat. Erklären ſich dann zwei Drittheile der 
Stimmen in beiden Häuſern für den Beſchluß, ſo bleibt er 
gültig; wo nicht, ſo gilt das Veto. 

Iſt man einmal mit der Theorie des Veto ausgeſöhnt, 
ſo bleibt über deſſen praktiſchen Werth wenig Zweifel. 
Auch volksvertretende Verſammlungen verfallen in Irrthum 
und Uebereilung, beſonders in Fällen, wo die politiſchen Leiden⸗ 
ſchaften aufgeregt ſind, und wo vielleicht nur eine ſchwache 
Mehrheit den Ausſchlag giebt. Auch kommen Fragen vor, die 
für minder tiefe Denker einen populären Anſtrich haben und 
doch gefährlich für das Gemeinwohl ſind; die aber durch ihren 
verführeriſchen Anſchein eine Mehrheit gewinnen, beſonders 
wenn die Volksvertreter ſchwach genug ſind, ſich an ſogenannte 
Inſtruktionen ihrer Committenten (was mit Volkspvorur⸗ 
theil ziemlich gleichbedeutend iſt) zu binden. Alle dieſe Fälle 
kommen häufig vor, häufiger als man denken ſollte. Da wo 
nur eine Kammer beſteht, iſt dieſe Gefahr natürlich größer, 
und es iſt ſonach klar, daß alsdann das Recht des Veto dop⸗ 
pelt nöthig erſcheint. Aber auch bei zwei Kammern tritt ſie 
ein, wie die Erfahrung nur zu oft gelehrt hat, und wir wür⸗ 
den uns auch in dieſem Falle für das Veto erklären. Die 
Vereinigten Staaten verdanken der muthigen Ausübung dieſes 
Rechts von Seiten ihrer Präſidenten die Verhütung oder Be⸗ 
ſeitigung großer Uebel, — z. B. die Erlöſung von dem freis 
heitsgefährlichen und höchſt unrepublikaniſchen Inſtitut einer 
Nationalbank, und von einem ruinöſen Syſtem innerer Anla⸗ 
gen und Werke auf Koſten der Vereinigten Staaten u. ſ. w. 
Das Veto des Präſidenten wird daher auch in den Vereinig— 
ten Staaten von allen aufgeklärten Politikern als ein heilſa⸗ 
mes und koſtbares Recht angeſehen, und zwar, was wohl zu 
bemerken iſt, hauptſächlich von den Demokraten, die es als 
eines der wirkſamſten Schutzmittel gegen Uebermaaß und Aus⸗ 


artung aller Art betrachten, namentlich auch gegen Uebergriffe 
der mehr ariſtokratiſchen Richtungen, die ſich dann und wann 
in den Kammern — wenn auch mit ſchwacher Mehrheit — 
das Uebergewicht zu verſchaffen wiſſen. 

Auch iſt ein Misbrauch der Vetogewalt wenig zu be— 
fürchten. Denn das Staatsoberhaupt wird da, wo es nicht 
durch ein erbliches Familienintereſſe von dem Geſichtspunkte 
des Gemeinwohls abgezogen wird, ſich nicht leicht ohne Noth 
in Widerſpruch mit der Mehrheit der geſetzgebenden Gewalt 
ſetzen und ſeine Popularität verſcherzen wollen. Es wird da— 
her dieſes Recht nur dann ausüben, wenn ſtarke, überwälti— 
gende Gründe dazu vorhanden ſind. In den Vereinigten Staa— 
ten iſt kein Beiſpiel bekannt, wo nicht das ausgeübte Veto 
des Präſidenten entweder ſogleich, oder doch in der Folge, den 
Beifall der großen Mehrheit des Volks gefunden hätte. 

Der Entwurf der neuen republikaniſchen Verfaſſung Frank— 
reichs ſchließ das Veto aus, und wir halten dies für einen 
der größten Fehler dieſes Entwurfes, um ſo mehr da Frank— 
reich, allen ſeinen Verhältniſſen nach, eines ſolchen hemmen— 
den Prinzips weit mehr bedürfte, als die Vereinigten Staaten. 
Wir hoffen, daß die Nationalverſammlung weiſe genug ſeyn 
wird, dies abzuändern; wo nicht, ſo wird dieſer Mangel, ver— 
bunden mit dem Einkammerſyſtem und dem zu Uebereilungen 
geneigten Geiſte der Franzoſen, der neuen Republik bald gro— 
ße Gefahren bereiten. 

Daß übrigens das Veto überall wo Volksſouverä— 
nität anerkannt wird, nur ein beſchränktes und ſuspenſives 
ſeyn dürfe, verſteht ſich von ſelbſt, da immerhin die Kammern 
das Hauptorgan der Volksſouveränität bleiben. In welcher 
Weiſe die Verfaſſung der Vereinigten Staaten das Veto be— 
ſchränkt, haben wir ſchon geſagt. Vielleicht würde es noch 
zweckmäßiger ſeyn zu beſtimmen, daß (ſehr dringende Fälle 
ausgenommen) die Wiedererwägung des mit dem Veto beleg— 
ten Geſetzes oder Beſchluſſes erſt bei der nächſten Verſammlung 
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der Kammer Statt finden fol. Es würde darin eine weit 
ſtärkere Bürgſchaft liegen, daß fie mit Unbefangenheit geſchähe. 

So viel über dieſe ſpeciellen Fragen. 

Und nun erlaube man uns noch einige Worte über Mehr— 
zahl und Minderzahl der Stimmen. Einſtimmigkeit 
bei Berathungen und Beſchlüſſen über politiſche Angelegenhei⸗ 
ten iſt faſt nie möglich. Wenn daher überhaupt etwas zu 
Stande kommen und eine geſetzliche Ordnung der Dinge be— 
ſtehen ſoll, ſo muß die Minderzahl ſich unbedingt der Mehr⸗ 
zahl unterwerfen, ſonſt iſt endloſer Krieg und Umſturz die Lo⸗ 
ſung. In der Republik muß dieſer Grundſatz noch heiliger 
geachtet werden, als in jeder andern Staatsform, denn dort 
bildet er den einzigen Boden für Verfaſſung und Geſetz. Der 
erſte Glaubensartikel eines echten Republikaners muß daher 
ſeyn: Gehorſam dem Ausſpruch der Mehrzahl. Wer 
dieſen Grundſatz nicht anerkennt, oder nicht moraliſche Kraft 
genug hat, ihm zu gehorchen, der nenne ſich nicht Republika⸗ 
ner und weiche aus dem Land freier Männer, denn er ver- 
wirft die unerläßliche Bedingung der Freiheit. Es iſt freilich 
oft hart, ſich zu fügen, wenn innere Ueberzeugung widerſtrebt; 
aber Selbſtbeherrſchung iſt die erſte und nöthigſte Tugend eis 
nes freien Bürgers, und ein Unfreier, ja ein Verräther iſt, 
der ſeine eigene Meinung — die ja auch ein Irrthum ſeyn 
kann — höher ſtellt, als das Grundgeſetz, auf dem Alles 
ruht. Die Minderzahl knirſche mit den Zähnen, oder weine, 
aber gehorche! Auch giebt ihr die Erfahrung einen großen 
Troſt, den nämlich, daß die Minderzahl, ſofern ſie Recht 
und Wahrheit auf ihrer Seite hat, über eine Weile Mehrzahl 
zu werden pflegt, wenn ſie, anſtatt dem Ausſpruch der Mehr— 
heit gewaltſam Trotz zu bieten und dadurch Erbitterung gegen 
ſich zu erwecken, den Samen der Wahrheit und des Rechts 
fleißig ausſtreut. Es iſt ein Same, der wunderbar ſchnell 
und kräftig keimt und aufſchießt, wenn nicht die böſe Lauge 
wilder Leidenſchaft und Gewalt ihn brandig macht. 
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Wenn dies Alles unläugbare Wahrheit iſt, wie kommt 
es denn, daß in Deutſchland, in dem denkenden, aufgeklärten 
Deutſchland, dieſe Wahrheit ſo wenig erkannt, ſo wenig be— 
folgt wird? Wie kommt es, daß ſo oft Minoritäten, ja ſchwache 
Minoritäten, ſich zu gewaltſamen Widerſtandsmaßregeln ge— 
neigt zeigen, — ja daß man Individuen, die ſich zum Aus— 
tritt entſchließen, weil ihre Meinung nicht geftegt hat, mit 
Lob und Ehrenbezeugungen überhäuft, als ob es ehrenvoll ſey, 
das Schlachtfeld zu verlaſſen, und als ob dies jemals zum 
Sieg geführt habe? 

In der That, wenn irgend etwas geeignet iſt, der ſo oft 
vorgebrachten Verläumdung, als ſeyen die Deutſchen noch nicht 
reif zum vollen Maaß der Freiheit, einen Schein von Wahr— 
heit zu verleihen, ſo iſt es grade dieſe Erſcheinung. 

Ihr Führer der ungeduldigen Fortſchrittsparthei — (wir 
ſagen der ungeduldigen, denn ganz Deutſchland iſt jetzt 
eine Fortſchrittsparthei) — wenn ihr eure Sache zum Sieg 
führen wollt, ſo gebt das Beiſpiel der Achtung vor einem 
Grundſatze, durch welchen alle Freiheit bedingt iſt. Kommt 
nach Amerika um zu ſehen, wie dieſe tüchtigen Republikaner 
ſich benehmen, wenn ſie der Mehrzahl unterliegen. Sie bieten, 
ſo lange der Kampf dauert, alle Kräfte auf, um ihrer Anſicht 
den Sieg zu verſchaffen. Liegt aber einmal die Entſcheidung 
vor, ſo iſt es, wie wenn nach einem Gewitter ein ruhiger, 
wolkenloſer Tag anbricht, der von dem vorübergegangenen 
Sturme nicht die mindeſte Spur mehr zeigt. 

Alſo ein zehnfaches Hoch dem Grundſatz: Gehorſam 
dem Ausſpruch der Mehrzahl! Und um zuerſt ein gutes 
Beiſpiel zu geben, wollen wir uns, wenn die Mehrzahl un— 
ſerer Leſer die zehn Paragraphen, die wir ihnen hier vorle⸗ 
gen, niederſtimmen ſollte, in Ergebung ihrem Ausſpruch uns 
terwerfen, ſo tief und feſtbegründet auch unſere Ueberzeugung 
von der Richtigkeit der darin dargelegten Anſichten ſeyn möge. 

Wir haben ſchon in §. 1. geſagt und wiederholen hier 
zum Schluß, daß wir uns kein entſchiedenes Urtheil über die 
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Frage geſtatten, welche Staatsform die Gegenwart Deutſch⸗ 
lands möglich und wünſchenswerth mache, weil wir den fak— 
tiſchen Verhältniſſen dieſer Gegenwart zu ferne ſtehen, und 


insbeſondere, weil wir nicht wiſſen, wohin ſich die Mehrheit 


des Volkes neigt. Auf jeden Fall iſt Deutſchland den Män⸗ 
nern, welchen die beiſpiellos ſchwere Aufgabe geworden, aus 
dem gegenwärtigen Chaos widerſtrebender Elemente eine neue, 
wohlgeordnete Welt, eine Welt der Freiheit und Geſetzlichkeit 
zu ſchaffen, ſeinen Dank ſchuldig, wenn ſie dabei mit Beſon— 
nenheit verfahren. Doch ſei uns die Bemerkung geſtattet, 
daß der Gefahr der Uebereilung die nicht minder große 
Gefahr der Halbheit gegenüberſteht, und daß der Haupt— 
einwand, den man gewöhnlich der Einführung großer, durch— 
greifender Reformen entgegenhält — der Einwand nämlich, 
daß die Völker noch nicht reif dazu ſſeyen, faſt ſein ganzes 
Gewicht durch die einfache Betrachtung verliert, daß ein Volk 
grade durch freie Inſtitutionen herangebildet und auf einen 
höhern Standpunkt erhoben werden muß, und daß es, ohne 
ſolche Inſtitutionen, eben ſo wenig zur politiſchen Reife zu 
gelangen vermag, als Derjenige ein Schwimmer werden kann, 
der es für zu gefährlich hält in's Waſſer zu gehen. 

Die Weltgeſchichte iſt voll von entſcheidenden Belegen für 
dieſe Anſicht. Die Römer, anfangs ein zuſammengelaufener 
Schwarm von Abenteurern und Hirten, wurden durch freie 
Inſtitutionen das erſte Volk der Welt; — und als dieſe In⸗ 
ſtitutionen ihnen entriſſen wurden, ſanken ſie zur tiefſten Stufe 
der Entwürdigung hinab. Man blicke auf die Athener und 
Spartaner, und vergleiche ſie. Beide waren Griechen; beide 
lebten unter ähnlichen klimatiſchen Einflüſſen; beide blühten 
gleichzeitig. Und doch, welch ein unermeßlicher Unterſchied 
zwiſchen dieſen beiden Völkern in allen möglichen Beziehun⸗ 
gen! Was anderes aber war die Urſache dieſes Unterſchiedes, 
als die Verſchiedenheit ihrer Inſtitutionen und Geſetze? Hätte 
Solon den Spartanern Geſetze gegeben und Lykurg den 
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Athenern, ſo würden dieſe Völker die umgekehrten Rollen in 
der Geſchichte geſpielt haben. Die Völker bedürfen einer po⸗ 
litiſchen Erziehung, wie der einzelne Menſch einer phyſiſchen 


und moraliſchen, und die echte Völkererziehung kann nur her— 


vorgehen aus freiſinnigen, vernunftgemäßen Staatseinrichtun— 
gen und Geſetzen. So möge denn das wiedergeborene Deutſch— 
land, das Land der Denker und die Wiege alles Großen im 
Reich der Wiſſenſchaft, durch muſterhafte Staatseinrichtungen 
die Erziehungsanſtalt und Heimath der beſten, freieſten und 
glücklichſten Staatsbürger werden, und künftig auch hierin den 
übrigen Völkern der europäiſchen Welt voranleuchten. 


Von demſelben Verfaſſer iſt ferner erſchienen: 
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